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Dokumentation und Stellungnahme: 

Systematisches Stalking, Verleumdung und Justizfehlentscheidungen im Fall Georg 

Hörmann (GH) 

Executive Summary / Einführung 

Seit dem Jahr 2010 ist der Verfasser sowie eine betroffene Kollegin Opfer systematischer 

Verleumdungen, Nachstellungen (Stalking) sowie zahlloser gerichtlicher und außerge-

richtlicher Auseinandersetzungen, die von Georg Hörmann (GH) ausgehen. Ursache der 

Eskalation war die Zurückweisung persönlicher Avancen durch die Betroffene im Jahr 

2010 sowie die solidarische Unterstützung durch den Verfasser.  

Trotz rechtskräftiger Verurteilungen – unter anderem wegen sexistischer Beleidigungen 

(LG Münster vom 27.05.2021; OLG Hamm vom 05.12.2023) – setzt der Aggressor seine 

verleumderischen Aktivitäten und falschen Verdächtigungen fort. Die vorliegende Doku-

mentation legt die Chronologie, die Hintergründe sowie versagende Justiz- und Verwal-

tungsstrukturen dar.  

1. Chronologie der jüngsten Gerichts- und Ermittlungsverfahren (2023–2026) 

• 22.05.2023 / 26.07.2023 – Falsche Verdächtigung wegen Sachbeschädigung: 

GH erstattete Strafanzeige und behauptete wahrheitswidrig, der Verfasser habe gemein-

sam mit der geschädigten Kollegin eine Serie von KFZ-Sachbeschädigungen (u. a. Zerstö-

rung der eigenen Windschutzscheibe) begangen, um Vandalismus vorzutäuschen. 

• Beweislage zur Falschanzeige: 

o Der als angeblicher Tatzeitraum genannte 18./19.05.2023 steht im Wi-

derspruch zu den tatsächlichen Abläufen: Das Fahrzeug stand aufgrund 

von Kanalreparaturarbeiten der Firma Koch am 10.05.2023 am Straßen-

rand und wurde am 12.05.2023 wieder in die Einfahrt umgeparkt. Der 

Polizeizettel am KFZ datiert vom 12.05.2023 (8:40 Uhr), nicht vom 

19.05.2023. 

o Als Zeugen benannte Nachbarn waren zum angeblichen Tatzeitpunkt 

nachweislich verreist. Der tatsächliche Täter einer Serientat konnte spä-

ter ermittelt werden. 

• Kostenentscheidungen & Beschwerden: 

o Mit Beschluss des Amtsgerichts (gem. § 469 Abs. 1 StPO) wurden GH die 

Verfahrenskosten sowie die Auslagen der zu Unrecht Beschuldigten auf-

erlegt, da das Verfahren durch eine leichtfertig bzw. vorsätzlich unwahre 

Anzeige veranlasst wurde. 

o Die dagegen eingelegte Beschwerde von GH wurde von der 7. Strafkam-

mer des Landgerichts Münster am 16.07.2024 als unbegründet verwor-

fen. 
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• Fehlentscheidung / Freispruch vom 21.01.2025 (Az. 118 Cs 68/24): Trotz vorlie-

gender Beweise sprach die zuständige Richterin (Amtsgericht Münster) den An-

geklagten GH frei. Geladene Zeugen wurden nicht vernommen; entlastende 

Schriftstücke und Eingaben wurden nicht berücksichtigt.  

• Verhalten der Staatsanwaltschaft & Dienstaufsicht: Die Staatsanwaltschaft 

legte zunächst Berufung ein, zog diese jedoch überraschend zurück (Mitteilung 

vom 13.08.2025). Eingaben zur Dienstaufsicht beim Landgerichtspräsidenten 

Münster erbrachten die Bestätigung, dass Anträge auf Akteneinsicht nicht ord-

nungsgemäß beschieden worden waren.  

2. Nachweis von Titel- und Qualifikationsschwindel sowie Täuschungen 

• Wissenschaftliche Ungereimheiten & Plagiate: Eine vom Fachanwalt für Urhe-

berrecht untersuchte Dissertation/Magisterarbeit weist weitgehende Identitä-

ten sowie gravierende Plagiatsanteile auf.  

• Dienstunfähigkeit & Lehrdeputat: 

Nach medizinischer Untersuchung wurde GH mit Bescheid des Bayerischen Staatsminis-

teriums vom 05.03.2007 für dienstunfähig erklärt. Auszüge aus Vorlesungsverzeichnis-

sen (z. B. Universität Bamberg 2011) belegen zudem eklatante Manipulationen bei der 

Wahrnehmung des Lehrdeputats (z. B. zeitgleiche Ansetzung zweier Veranstaltungen). 

• Fehlende formal-akademische Voraussetzungen: 

Für den von ihm innegehaltenen Lehrstuhl fehlte ein ordnungsgemäßes Pädagogik-Dip-

lom (lediglich Erweiterungsprüfung) sowie nachgewiesene pädagogische Praxiserfah-

rung. 

3. Gesellschafts- und vermögensrechtliche Schädigungen 

• Übernahme und Liquidation der GmbH: 

Eine zur Abwicklung von Studiengebühren gegründete GmbH wurde im Mai 2011 durch 

arglistige Täuschung von GH übernommen. In der Folge zweigte er Gelder ab, blockierte 

den Ausbildungsbetrieb für Studierende an Partneruniversitäten (z. B. Tiflis) und trieb 

die Gesellschaft in die Insolvenz. 

• Immobilien-, Eigentums- und Mietstreitigkeiten: 

o Der Verfasser gewährte GH über fast 30 Jahre hinweg kostenfreies 

Wohnrecht in seiner Altbauimmobilie in Münster.  

o GH meldete sich trotz eigenem Haus nicht um und nutzte das Anwesen 

zur Entnahme von geschäftlichen und privaten Dokumenten (Ein-

bruch/Entwendung am 18.06.2011). 

o Systematische Schikanen, Zerstörung von Eigentum (z. B. Beschädigung 

von Hecken, Blockieren von Garageneinfahrten mit Schrottfahrzeugen) 

sowie unberechtigte Betretungsverbote prägten die Folgejahre.  
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• Schädigung des Vereins BKMT e.V.: 

Nach Übernahme des Vorsitzes im Verein BKMT e.V. führte GH durch sein Agieren den 

Rücktritt des Vorstandes und den Austritt der Mitglieder herbei. Der Verein wurde 2018 

von Amts wegen gelöscht. Auf sein Privatkonto umgeleitete Mitgliedsbeiträge musste 

GH nach gerichtlicher Urteilsfindung (AG Münster, 08.07.2021) erstattet herausgeben. 

4. Körperliche Übergriffe, Hausfriedensbruch und Sicherheitsmaßnahmen 

• Physische Gewalt und Hausfriedensbruch: 

Mehrere Vorfälle belegen gewaltsames Eindringen in die Wohnräume des Verfassers (u. 

a. Aufbohren von Schlössern am 06.11.2015 und 20.05.2016 unter Hinzuziehung beauf-

tragter Dritter/Detektive). Bei einem dieser Übergriffe wurde der Verfasser erheblich 

verletzt und bewusstlos aufgefunden. 

• Dokumentierte Stalking-Vorfallserie (Auszug 2017): 

Eine gerichtlich genehmigte Überwachungsanlage zeichnete im Jahr 2017 dutzende un-

befugte Zutritte, Zerstörungen von Bewegungsmeldern, Diebstähle von Überwachungs-

technik, Beleidigungen und Nachstellungen auf. 

5. Fazit und Forderungen 

Das jahrelange Verhalten von Georg Hörmann überschreitet die Grenzen einer bloßen 

zivilrechtlichen Streitigkeit bei Weitem. Es handelt sich um ein hocheskaliertes, querula-

torisches Nachstellungsverhalten (Stalking) unter Zunutzemachung und Instrumentali-

sierung der Justiz.  

Es wird gefordert: 

1. Verbindliche psychiatrische Begutachtung zur Prüfung der Prozess- und Delikts-

fähigkeit von GH. 

2. Konsequente strafrechtliche Verfolgung wegen wiederholter falscher Verdäch-

tigung, Verleumdung und Hausfriedensbruchs.  

3. Akademische und beamtenrechtliche Überprüfung der unberechtigt geführten 

Titel sowie die Anwendung von § 12 Abs. 1 BeamStG. 

 

Nach dieser Zusammenfassung folgt die ausführlichere Darstellung: 
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Stalking des seit 2010 Verleumders und Verfolgers Georg Hörmann. 

• Für seine sexistischen Beleidigungen wurde er am 27.05.2021 zur 

Schmerzensgeldzahlung verurteilt. 

• Am 19.08.2025 musste dieser nicht verurteilte Betrüger von m. E. vier 

Universitäten wieder zahlen. 

Seit 2010 stalkt und verleumdet der am 27.05.2021 vom Landgericht Münster und 

am 05.12.2023 vom Oberlandesgericht Hamm wegen mehrfacher sexistischer Be-

leidigungen verurteilte Plagiator Georg Hörmann (GH) eine Frau, die ihn abge-

wiesen hat, und seit 15 Jahren auch mich, weil ich mich für sie einsetze. Sein immer 

gleicher Anwalt, der schon vor mehr als zehn Jahren mit seinem bis heute nicht 

geschafften Promotionsvorhaben geworben hatte und seinem Mandanten GH unge-

wöhnlich niedrige Stundensätze berechnet, die zum Prozessieren geradezu ansta-

cheln, verlangte am 21.10.2011 widersinnig Zutrittsverbot zu meinem Haus, in 

dem sein Mandant GH 29 Jahre kostenlos gewohnt hatte und gemeldet war. In allen 

seinen Prozessen suggeriert er, es bestehe ein langjähriger Bruderstreit, derart er-

folgreich, dass Gerichte mitunter die Zeugenvernehmung ablehnen wie zuletzt am 

21.01.2025, als die Richterin Kampelmann die Gründe für die unbestreitbar erwie-

senen falschen Verdächtigungen des seit 2011 mit falschen Beschuldigungen pro-

zessierenden GH nicht wahrhaben wollte, obgleich sie ihr aufgrund meines mit dem 

Eingangsstempel des Amtsgerichts versehenen und trotzdem von ihr nicht beant-

worteten Schreibens vom 21.08.2024 schriftlich vorlagen, also bereits 5 Monate vor 

der von ihr geleiteten Verhandlung vom 21.01.2025.  

Ihr Urteil vom 21.1.2025 muss mit den Worten von Gerald Groß vom 29.9.2025 als 

Schock-Urteil bezeichnet werden, „das den Täter schützt und das Opfer bestraft. 

Es wirkt wie ein Dolchstoß gegen das Recht: Freispruch des zweifelfrei erwiesenen 

Verleumders. Wer so urteilt, zerlegt mit chirurgischer Kaltblütigkeit das Funda-

ment jeglicher Zivilisation, die Würde des Menschen. Eine Richterin, die so spricht, 

ist nicht mehr Hüterin des Rechts.“  

Die Staatsanwaltschaft Münster ist gegen ihr Urteil in Berufung gegangen, hat aber 

laut Schreiben des Amtsgerichts vom 13.08.2025 die Berufung zurückgenommen, 

obgleich sie erkennen musste, dass die Richterin die Einschätzung der die Klage 

der Staatsanwaltschaft vertretenden Rechtsreferendarin akzeptiert hat, der Anzei-

generstatter Georg Hörmann sei ein Opfer.  

Mit Gerald Groß ist zu fordern: „Wir brauchen mutige Staatsanwälte, die mit aller 

Härte des Gesetzes handeln. Wir brauchen Gerichte, die das Wohl der Verletzten 

über Lügen und sachfremde Ausflüchte stellen, wenn die Fakten so massiv sind, 

dass sie kaum aus dem Blick zu wischen sind.“  

Dieser trotz nachvollziehbaren Fakten strafrechtlich m. W. nicht festgestellte, auch 

von einem Fachanwalt für Urheberrecht nachgewiesene Titelschwindler GH wurde 

aus m. E. nicht zutreffenden Gründen von der Richterin Kampelmann freigespro-

chen. Die Staatsanwaltschaft Münster hat am 18.08.2025 wenigstens auf die Mög-

lichkeit hingewiesen, die Akte dem Präsidenten des hiesigen Landgerichts im Rah-

men der Dienstaufsicht vorzulegen. Dieser hatte am 21.11.2025 anerkannt, dass die 

Richterin meinen Antrag auf Akteneinsicht vom 21.08.2024 als von der 
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Staatsanwaltschaft anerkanntem Opfer nicht beantwortet hat. Allerdings hat er 

fälschlicherweise unterstellt, sie habe mir am 17.02.2025 darauf geantwortet, so 

dass meine weitere Beschwerde fällig geworden war. 

Die Fachanwältin der zu Unrecht beschuldigten, von GH seit 2011 gerichtlich und 

außergerichtlich verfolgten Frau, die seine Avancen 20120 abgewiesen hatte, hat 

nach energischer Intervention erreicht, dass der Delinquent GH laut Kostenfestset-

zungsbeschluss des Amtsgerichts vom 12.08.2024, wogegen er vergebens geklagt 

hatte, endlich bezahlt. Seine Zahlung ist am 19.08.2025 – mehr als zwei Jahren nach 

seiner Anzeige vom 23.05.2023 - eingegangen.  

Wie der seit 2011 für Georg Hörmann tätige Anwalt mit der Wahrheit 
umgeht. 

Mein notgedrungen vorgelegter Nachweis, dass allein GH mit dem Prozessieren 

begonnen hat und seit seinem 2011 mit 4 Gerichtsverfahren und 1 Strafanzeige bis 

heute andauernden Terror gegen mich agiert, so dass ich mich dagegen wehren 

musste, dient keineswegs in erster Linie seiner Herabwürdigung, sondern vor allem 

zur Widerlegung seiner wohl kaum zu übertreffenden Lügen. Bis zu seiner m. E. 

und nach Ansicht des Rechtsanwalts Herfeld vom 17. und 24.06.2011 äußerst per-

fiden Aggression gegen die von ihm verfolgte Frau, meiner überaus fleißigen und 

allseits beliebten hochkompetenten Wiss. Mitarbeiterin und inzwischen Kollegin, 

die er über mich kennengelernt und sich vergebens in sie verliebt hatte, hatte ich 

ihm gemäß des Vermächtnisses unserer Eltern „Brüder halten zusammen; der Äl-

tere sorgt für den Jüngeren“ stets verziehen, ihn mein Vermögen verwalten lassen, 

ihm Kontovollmacht gewährt und ihn nur für den Erbfall als Miteigentümer meiner 

Objekte eintragen lassen, obgleich die auch ihn betreffenden Rechnungen von mir 

bezahlt worden sind, was er nach seinem Diebstahl unersetzlicher Dokumente mög-

licherweise bestreitet. Seinetwegen war ich von Freiburg, wo ich etabliert und gut 

vernetzt war, nach Münster gezogen und hatte ihn fast 30 Jahre kostenlos in meinem 

von mir gekauften Altbau wohnen und meine Garage und meinen Garten kostenlos 

nutzen lassen, auch dann noch, als er sich ein Haus gebaut hatte, das er teilweise 

untervermietet und teilweise selbst bewohnt, aber dem Finanzamt offenbar ver-

schwiegen hatte. Dem Finanzamt hatte er bereits 1988 in seiner Steuererklärung 

mitgeteilt, dass er an mich Miete bezahle, so dass mich dieses angeschrieben hatte 

und ich es über die Lüge des undankbaren Mitbewohners aufklären musste. Trotz-

dem hatte ich ihm als meinem einzigen Erben weiterhin verziehen und pflege wie 

eh und je, auch jetzt noch Nachsicht mit ihm, wie z. B. mein – erfahrungsgemäß 

nicht zu empfehlender - Verzicht auf einen Anwalt beim Amtsgericht, den GH nach 

seiner jeweiligen Berufung zu zahlen hätte, belegt.  

Selbst dann noch, als ein Strafrichter meinen beim Amtsgericht eingereichten An-

trag auf Unterlassung von 373 öffentlichen Falschbehauptungen am 29.01.2022 mit 

einem Streitwert von 80.000 € bewertet hatte und nach meiner Beschwerde gegen 

diesen, die Grenze von 5.000 € beim Amtsgericht weit überschreitenden Betrag bei 

seiner Festsetzung geblieben war, hatte ich trotz des vorausgegangenen Schied-

samtsverfahren, in dem GH keinerlei Einsicht gezeigt hatte, auf das Strafverfahren 

verzichtet, weil ich schließlich die Unterlassung seiner 373 Falschbehauptungen 

und keineswegs die exorbitante Bestrafung des Verleumders beantragt hatte. Aus 
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demselben Grund hat auch der von mir vertretene Verband auf ein Gerichtsverfah-

ren gegen GH wegen seiner 348 öffentlichen Lügen verzichtet. 

Keine Spur von schlechtem Gewissen hatte GH, als er in der Zeit seiner Arbeitslo-

sigkeit während meiner beruflichen Abwesenheit 1987 meine Publikationen, Semi-

narpapiere und Vorträge zum betrügerischen Erwerb von Titeln genutzt und damit 

erstmals in seinem Leben 1990 in Bamberg eine feste Anstellung ergaunert hatte.  

Auch die weiteren von mir gegen ihn nach den vergeblichen Schiedsamtsterminen 

nicht verfolgten Strafverfahren sowie mein ständiges Entgegenkommen und Bemü-

hen, seine Streitsucht zu besänftigen, zeigen, wie sein pfiffiger Anwalt die Ge-

schichte des Terrors, mit dem der Stalker seine ihm einst gewogenen Kollegen und 

Freunde und sogar mich in unvorstellbarer Undankbarkeit und mit Lug und Trug 

verfolgt, ins totale Gegenteil verdreht und damit die Gerichte zu unangemessenen 

Entscheidungen verleitet. 

Bereits die wenigen aufgelisteten Punkte beweisen, dass dem wiederholten Antrag 

des renommierten Gerichtsgutachters für Psychiatrie Dr. Rössler auf psychiatri-

sche Untersuchung und meinem 2014 in dem Prozess des GH gegen mich gestell-

ten Antrag auf Aberkennung der Prozessfähigkeit dringendst entsprochen wer-

den muss. Auf S. 7 des Urteils vom 30.03.2017 heißt es: „Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. Er ist der Ansicht, die Klage sei unzulässig, da der Kläger 

nicht prozessfähig sei.“ 

Weil die Justiz den Verleumder und Initiator seiner zahlreichen Prozesse trotz um-

fangreicher Beweise seines Plagiierens und Täuschens gewähren lässt, gelingt es 

ihm trotz seiner zahlreichen verlorenen Prozesse immer wieder, die von ihm hart-

näckig Verfolgten stets aufs Neue zu verleumden und massivst zu schädigen.  

Bereits in einem Schreiben vom 08.01.1998 aus der Universität Bamberg, wo er 

mit Betrug eine Professur ergaunert und jahrelang prozessiert hatte, wurde ihm 

seine beängstigende „persönliche Entwicklung“ vorgehalten.  

Am 05.03.2007 hat ihn das für die Universität Bamberg zuständige Bayerische 

Staatsministerium nach medizinischer Untersuchung für dienstunfähig erklärt. We-

gen der damit verbundenen Gehaltskürzung hatte er offenbar widersprochen und 

seine Dienststelle fortan möglichst gemieden. Ein Auszug aus dem Vorlesungsver-

zeichnis der Universität Bamberg von 2011 zeigt, dass GH zwei zweistündige Lehr-

veranstaltungen am 

Dienstag zur selben 

Uhrzeit angesetzt und 

sich sein Deputat von 

ohnehin nur 8 Semester-

wochenstunden um 2 

Stunden reduziert hatte. 

Während seiner 5 Mo-

nate umfassenden Se-

mesterferien mied er 

möglichst seine 
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Dienststelle und hielt sich hauptsächlich daheim in Münster auf. 

Das der Justiz in Münster vorliegende Schreiben des Chefarzts für Psychiatrie in 

Hörstel vom 22.02.2015 bestätigt, dass GH vor Gericht gelogen hat.  

Wie GH seit 2011 prozessiert und am 15.08.2024 gar den drei Berufungsrichtern, 

die seine absurde Beschwerde abgelehnt hatten, droht, zeigt dieser knappe Über-

blick. 

1. Aktuelle Prozesse 

Wie schon so oft hatte die Polizei auch am 26.07.2023 im Auftrag der von GH 

instrumentalisierten Staatsanwaltschaft Münster Vorladungen verschickt. Aus der 

von mir am 31.07.2023 beantragten und von der Staatsanwaltschaft gewährten Ak-

teneinsicht entnahm ich seine Anzeige vom 22.05.2023, in der er allen Ernstes be-

hauptet, die weit weg von mir wohnende Kollegin, die seine nicht mehr zu ertra-

genden Annäherungen 2010 entschieden abgelehnt hatte und die er seither nieder-

trächtigst verfolgt, habe mit mir zusammen eine Serie von mindestens 18 Autos 

beschädigt. Dabei hätte ich sogar die Windschutzscheibe meines eigenen Autos zer-

trümmert, um von meiner angeblichen Mitwirkung abzulenken. Dazu hatte er die 

neben ihm wohnenden beiden promovierten Eheleute als Zeugen angegeben, ob-

gleich er wusste, dass sie zu den Zeiten der Taten verreist waren. Wäre der wahre, 

aus Damaskus stammende Täter nicht festgestellt worden, wäre es durchaus 

denkbar, dass es dem Verleumder wieder gelungen wäre, riesigen finanziellen 

Schaden anzurichten. Immerhin kostet eine Windschutzscheibe um die 1.000 €.  

Welche Dauer und zeitraubenden Verfahren allein seine neueste in einer Serie zu 

bestrafender falscher Verdächtigungen vom 22.05.2023 nach sich zog, sei hier auf-

gelistet: 

In dem Schreiben der Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich vom 02.05.2024, die 

die Staatsanwaltschaft am 23.06.2024 zur – wie immer an dem Verleumder geschei-

terten - Mediation beauftragt hatte, heißt es,  

ich sei Geschädigter einer Falschen Verdächtigung (Vorfall vom 

18.05.2023). Dies habe zu einem strafrechtlichen Verfahren geführt. Die Staats-

anwaltschaft Münster habe nun die Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich und 

Konfliktregelung beauftragt, mir in dieser Sache einen Täter-Opfer-Ausgleich 

anzubieten. 

In seiner Strafanzeige hatte GH angegeben, ich hätte eine Straftat vorgetäuscht, um 

ihn zu schädigen und die Sachbeschädigung des am Straßenrand stehenden Autos 

in Kauf genommen, um von der eigenen Täterschaft abzulenken und einen Vanda-

lismus unbekannter Herkunft vorzutäuschen. Im Falle, dass die seiner Ansicht nach 

gebotenen Ermittlungen wegen des angeblichen dringenden Verdachts einer erneu-

ten Vortäuschung von Straftaten aufgenommen werden, stehe er selbstverständlich 

für weitere Auskünfte jederzeit ebenso gerne bereit wie seine zur Tatzeit verreisten 

beiden Nachbarn. Diese waren zwar als Zeugen geladen, wurden aber wie die an-

deren Zeugen in der Verhandlung vom 21.01.2025 nicht vernommen. 

Als Beweis für das von ihm spekulierte Datum nennt er die Nacht vom 18.-

19.05.2023 und beruft sich auf einen Zettel der Polizei am Auto seiner angeblichen, 

zu dieser Zeit verreisten Zeugen. Er behauptet, er gehe davon aus, dass ich die 
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Sachbeschädigung angezeigt habe, da er morgens am 19.05.2023 zufällig im Vor-

beifahren ein Polizeiauto gesehen habe mit drei Polizisten, die mein an der von-

Esmarch-Str. 111 geparktes Auto von mehreren Seiten fotografiert hätten. Bemer-

kenswert und auffällig sei, dass ich mein Fahrzeug gewöhnlich in meiner Einfahrt 

neben der Garage abstelle und nie, insbesondere nicht über Nacht oder an Feierta-

gen am Straßenrand parke und die Zufahrt zur Garage immer auch für die Abstel-

lung eines Fahrzeugs, z. B. auch das Fahrzeug von Handwerkern frei sei.  

Richtig ist entgegen seiner Falschbehauptungen,  

• dass der hinter dem Scheibenwischer meines Autos steckende Zettel der Po-

lizei nicht das Datum 19.05.2023, sondern das Datum 12.05.2023, 8:40 Uhr, 

nennt.  

• dass der Arbeitsbericht der Fa. Koch und Kanalisation das Datum 

10.05.2023 ausweist. An diesem Tag hatte diese Firma meinen wegen eines 

Rohrbruchs vollgelaufenen Kellers leergepumpt. Um für ihren großen Kas-

tenwagen mit ihren langen Schläuchen meine Zufahrt nutzen zu können, 

hatte ich mein Auto an den Straßenrand abgestellt und dort für den nicht so 

großen Kastenwegen der zwei Tage mit der Reparatur und dem Verputzen 

beschäftigten Klempner, die neue Rohre eingesetzt hatten, belassen.   

• dass ich am 12.05.2023 mein Auto wieder in meine Zufahrt gestellt, so dass 

es am 19.05.2023 unmöglich am Straßenrand gestanden haben kann, und 

dabei den Zettel der Polizei bemerkt und keineswegs Anzeige erstattet hatte, 

wie der Verleumder spekuliert und mich wieder falsch verdächtigt. 

Am Verhandlungstermin am 21.01.2025 habe ich beide Dokumente als Beweise für 

die Falschbehauptungen des Anzeigenerstatters GH auf den Richtertisch gelegt. Die 

Richterin Kampelmann aber hat mich und die anderen geladenen Zeugen nicht ver-

nommen und die im Folgenden genannten Beschlüsse, die ihr vorgelegen haben 

müssen, ignoriert und meinen Antrag auf Akteneinsicht vom 21.08.2024 mit der 

Aufklärung über den Täter laut Mitteilung des Präsidenten des Landgerichts Müns-

ter vor ihrem Urteil vom 21.01.2025 nicht beantwortet. 

Die Mediation war – wie seit Jahren schon oft – auch diesmal wieder an dem Ver-

leumder gescheitert. Gegen die Staatsanwaltschaft hat er geklagt und wieder verlo-

ren wovon ich erst aus dem mir zugesandten Beschluss des Amtsgerichts (AG) vom 

21.02.2024 erfuhr. Gegen den wieder ablehnenden Beschluss vom 12.04.2024 hatte 

er Beschwerde beim Landgericht (LG) geführt. Drei promovierte Richter haben sie 

am 16.07.2024 als unbegründet verworfen.  

Dabei kann er froh sein, dass ich als weiterer zu Unrecht Beschuldigter ihm wie so 

oft Rechtsanwaltskosten erspart und lediglich die Erstattung von 15 € für die erste 

Akteneinsicht verlangt habe, die er trotz Verfügung der Justiz vom 07.11.2023 nicht 

erstattet hat. Die am 21.04.2026 von der Staatsanwaltschaft genehmigte weitere 

Akteneinsicht war wegen des erheblich angeschwollenen Umfangs sehr viel teurer, 

hat sich aber gleichwohl gelohnt! 

Um einen Eindruck zu vermitteln, welch zeitintensiver Aufwand nicht selten auf-

grund von richterlichen Entscheidungsfindungen wie der exemplarisch dargestell-

ten vom 21.01.2025 allein schon wegen dieser erneuten „Falschen Verdächtigung“ 

bislang betrieben werden muss, seien einige weitere Daten aufgeführt:  
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• In dem mir zugestellten Beschluss des Amtsgerichts (AG) im Ermittlungsver-

fahren gegen GH wegen seiner falschen Beschuldigungen vom 22.05.2023 

heißt es,  

„Die Kosten für das Verfahren sowie die notwendigen Auslagen der Antrag-

steller waren dem Anzeigenerstatter aufzuerlegen.“ Nach § 469 Abs. 1 habe 

der Anzeigende die genannten Kosten zu tragen, wenn das Verfahren durch 

eine vorsätzliche oder leichtfertig erstattete unwahre Aussage veranlasst 

worden ist. Dies sei hier der Fall. ... Der Anzeigenerstatter und Antragsgeg-

ner GH habe die Kosten des Verfahrens und die den Antragstellern, vormals 

Beschuldigten, […], erwachsenen notwendigen Auslagen zu tragen, § 469 

Abs. 1 STPO. 

Und an anderer Stelle steht sinngemäß,  

in dem Ermittlungsverfahren werde dem Rechtsmittel von dem Antragsgeg-

ner vom 22.04.2024 gegen den Beschluss vom 12.04.2024 nicht abgeholfen. 

• Den erwähnten Beschluss vom 12.04.2024 hat die Kollegin und habe auch ich 

vergebens angefordert. 

• Beschluss der 7. Strafkammer des Landgerichts (LG) vom 16.07.2024 zur Be-

schwerde des GH:  

Die sofortige Beschwerde werde als unbegründet verworfen. 

Welche nicht ungravierenden Folgen diese in mehrfacher Hinsicht falsche Anzeige 

des GH hatte, sei hier angedeutet: 

• Vorladung des Polizeipräsidiums Münster vom 26.07.2023 als zu Unrecht Be-

schuldigter für den 11.08.2023. 

• Einladung der Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich und Konfliktregelung vom 

02.05.2024 zum Vorgespräch am 14.05.2024. Wegen der mangelnder Einsicht 

des Verleumders hat auch dieser Termin vergebens stattgefunden. 

• Staatsanwaltschaft vom 06.11.2023: Ermittlungsverfahren gegen mich einge-

stellt. Tatvorwurf: Sachbeschädigung. 

• AG Ladung vom 11.07.2024 zum 27.09.2024. 

• AG Umladung vom 12.08.2024 zum 08.10.2024 wegen Verhinderung des im-

mer gleichen Rechtsanwalts des Verleumders als Verteidiger. Wie erwähnt, 

berechnet dieser in den unzähligen Prozessen des GH seit 2011 immer gleiche 

Rechtsanwalt seinem Mandanten offensichtlich unüblich niedrige Stundensätze, 

mit denen er ihn zu immer neuen Verleumdungen und Prozessen aufstachelt. 

• Am 16.10.2024 eingegangene Umladung des AGs vom 07.10.2024 aufgrund 

des Antrags des von der Staatsanwaltschaft beklagten GH. Die Richterin hat es 

unterlassen, die Zeugen zu benachrichtigen, so dass auch mein Zeugenbeistand 

und ich vergebens erschienen sind.    

• In der Verhandlung am 21.01.2025 ist es jenem immer gleichen Anwalt des GH 

wieder gelungen, die von der Staatsanwaltschaft geschickte Referendarin und 

die Richterin Kapelmann zu veranlassen, auch mich als Zeugen nicht zu hören 

und die auf den Richtertisch gelegten Beweise für die Lügen des notorischen 

Verleumders zu ignorieren. Die vom Gericht geladenen, aber nicht 

vernommenen Zeugen, die mit den Wahngespinsten in der Anzeige des GH vom 

22.05.2023 absolut nichts zu tun haben, haben keine Möglichkeit, gegen das 

einseitig auf den Lügen des immer gleichen Anwalts basierende und damit m. 

E. ohne korrekte Beweiserhebung zustande gekommene Urteil der Richterin 

Kampelmann vom 21.012025 – Az. 118 Cs 68/24 - Einspruch zu erheben. Dabei 

gibt es nicht den mindesten Zweifel an den neuesten Falschbeschuldigungen des 
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nach meiner Auffassung zweifelsfrei erwiesenen mehrfachen Titelschwindlers, 

Diebs meiner Türsicherungen, Gewalttäters und exzessiven Stalkers GH. 

• Mit ihrem am 22.02.2025 erhaltenen Schreiben vom 17.02.2025 verweigert die 

Richterin meine aufgrund der Verhinderung des seit 2011 immer gleichen Ver-

teidigers des GH, wovon ich am 21.08.2024 erfahren hatte, die am selben Tag 

beantragte Akteneinsicht, also 5 Monate nach Stellung meines Antrags und 

mehr als einen Monat nach der am 21.01.2025 stattgefundenen Verhandlung 

gegen den wegen unbestreitbarer falscher Verdächtigungen von der Staatsan-

waltschaft angeklagten GH, die meinem Antrag vom 31.07.2023 auf Aktenein-

sicht entsprochen hatte, was der Richterin bekannt ist. Ihre Verweigerung der 

von mir beantragten Akteneinsicht begründet sie gar mit der Falschbehauptung, 

ich hätte den Antrag auf Akteneinsicht erst am 22.01.2025, also 1 Tag nach der 

Verhandlung, gestellt. Gestellt hatte ich meinen Antrag am 21.08.2024. Diesen 

aber hat sie trotz Eingangsstempel des AG ignoriert und nicht beantwortet. 

• Der Landgerichtspräsident Münster gibt am 21.11.2025 zu, dass die Richterin 

Kampelmann meinen Antrag auf Akteneinsicht vom 21.08.2024 „zunächst“ 

nicht beantwortet hat, stellt aber die Falschbehauptung auf, sie habe ihn aber am 

17.02.2025 abgelehnt, was falsch ist: Die Präsidentin des OLG Hamm musste 

aus meiner Vorlage meines mit dem Stempel des Amtsgerichts versehenen An-

trags vom 21.08.2024 und meines wieder mit dem Stempel des Amtsgerichts 

versehenen Antrags vom 22.01.2024 auf Einsichtnahme in das Urteil vom 

21.01.2024 schließlich zugeben, dass die Richterin Kampelmann am 

17.02.2026 ausschließlich meinen Antrag auf Einsichtnahme in das Urteil vom 

21.01.2024 abgelehnt und niemals auf meinen Antrag auf Akteneinsicht vom 

21.08.2024 reagiert hat – auch nicht „zunächst“, wie der Präsident des Landge-

richts Münster am 21.11.2025 behauptet hat. 

• Trotz Ablehnung meines Antrags vom 22.01.2024 auf Aushändigung ihres Ur-

teils vom Tag zuvor besitze ich ihr Urteil. Wie diese Richterin Kampelmann 

geurteilt hat, muss die Öffentlichkeit wissen. 

• Am 20.07.2026 wurde mir vom OLG Köln mitgeteilt, dass über meinen Antrag auf 

Veröffentlichung des Urteils die zuständige Richterin Kampelmann entscheiden 

werde und ich eine Antwort erhalte. Bis zum heutigen Datum liegt mir ihre Antwort 

nicht vor. 

Wir haben somit dieselbe Situation wie 2016, als die Zeugen nicht vernommen 

wurden und ich dadurch einen riesigen Schaden zu tragen hatte. Jedoch wurden 

die zuvor abgelehnten Zeugen in dem damaligen Folgeprozess des Stalkers ge-

gen mich dann vernommen, so dass er 2017 klar verloren hatte und mit einem 

Streitwert von 50.000 € vergebens bis vor den Bundesgerichtshof in Karlsruhe 

gezogen war. Seine Beschwerden gegen seine nach wie vor zutreffende Be-

zeichnung als Stalker hatte das Bundesverfassungsgericht schon 2009 und 

nochmals 2012 verworfen. 

• Am 22.01.2025 erhalte ich ein Schreiben der Staatsanwaltschaft „Strafsache ge-

gen“ GH mit dessen von Lügen strotzendem Schreiben an eine andere Richterin 

des Amtsgerichts vom 15.08.2024, die seine Klage abgewiesen hatte, zur Stel-

lungnahme. Sein mit Plagiaten meiner Schriften erhaltener 3. Doktortitel fehlt 

bezeichnenderweise; sein 2. Doktortitel basiert nach seiner eigenen Aussage auf 

dem seinem Dienstherrn nicht bekannten und nicht genehmigten 

https://www.bkmt.de/Handlungsaktivierende_Musiktherapie.pdf
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Medizinstudium als Wiss. Assistent.Auf meinen Antrag auf Akteneinsicht vom 

24.01.2025 zwecks Stellungnahme erhielt ich ebenso wenig eine Antwort wie 

auf meine nach vergeblichem Warten am 06.02.2025 abgegebene Stellung-

nahme. Unbeantwortet blieben bis zur Gewährung meines weiteren Antrags auf 

Akteneinsicht auch meine mit Eingangsstempel versehenen Schreiben an die 

Staatsanwaltschaft vom 16.06.2025, 19.05.2025, 31.03.2025 und 26.02.2025 zu 

diversen Aktenzeichen. 

Eine Mediation unter dem GerichtspräsidentenSchelp war bereits 2013 an dem seit 

2011 prozessierenden Kläger und Verleumder und auch die kostspieligen außerge-

richtlichen Einigungsversuche diverser von mir beauftragter Anwälte waren an ihm 

gescheitert.  

Richter müssen, was nicht überall bekannt ist, nur einen einzigen Tag in der Woche 

in ihrer Dienststelle verbringen. Im 30-Minuten-Rhythmus fällen sie oft folgen-

schwere Urteile wie das hier beanstandete, auf sachfremden Lügen basierende Ur-

teil, in das die Richterin Kampelmann mir auch noch die Einsichtnahme verweigert, 

die mir die Staatsanwaltschaft jedoch am 22.05.2026 ermöglicht hat.  

Ein solch m. E. krasses Fehlurteil hatte ich vor Jahrzehnten erlebt. Weil sich der weitere Schöffe 

meinem Protest nicht angeschlossen hatte, war es rechtskräftig geworden. Allen Ernstes hatte der 

Berufungsrichter Wermeling, der nicht einmal einen Fährerschein besaß, auf seinen Entzug der 

Fahrerlaubnis des auf sein Auto angewiesenen Handelsvertreters geantwortet, er solle sich einen 

Chauffeur nehmen. Kläger waren ein Autofahrer und sein Beifahrer, die behauptet hatten, der Han-

delsvertreter, der keinen Beifahrer hatte, habe sie genötigt.  

Die Prozesse des GH gegen die Fachanwältin der Kollegin, die er seit 2010 verfolgt 

und der auch seine neue falsche Verdächtigung in erster Linie galt, hat GH – wie 

erwähnt – in der 1. und 2. Instanz verloren. Er musste am 19.08.2025 zahlen – nach 

weit mehr als 2 Jahren nach seiner erwiesenen damaligen falschen Beschuldigung. 

2. Nach meiner Einschätzung steht das Verhalten des Verleumders und notori-

schen Klägers auch gegen mich im Zusammenhang mit den bezeugten Ereignissen 

von 2010. 

Bereits 1999 hatte es seine Mitarbeiterin in Bamberg abgelehnt, sich für ihn schei-

den zu lassen, woraufhin er übelste Verleumdungen gegen sie ausgestreut und ver-

gebens zahlreiche dienst- und privatrechtliche Prozesse gegen seinen Rektor initi-

iert hatte. Dieser hatte die von GH verfügte fristlose Kündigung seiner Assistentin 

für unwirksam erklärt. 

Im Herbst 2010 wurde mir die Ablehnung seiner unerträglich gewordenen Avancen 

in Münster bekannt. Auf sie hatte mich die eine meiner zwei Mitarbeiterinnen hin-

gewiesen, weil sie sich Sorgen über meine andere Mitarbeiterin, mit der sie das 

Dienstzimmer in der Universität Münster teilte, gemacht hatte: GH hatte ihre Kol-

legin immer penetranter bedrängt.  

Weil ich ihm im Oktober 2010 gesagt hatte, er solle zur Kenntnis nehmen, dass die 

von ihm umworbene Frau in Münster nun mal nichts mit ihm privat zu tun haben 

wolle, verfolgt er auch mich. 
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3. Seine arglistige Täuschung: 

Zeitlebens hatte er mein Vermögen verwaltet und besaß meine Vollmacht über 

meine Konten. Aufgrund meiner Vermögensverwaltung durch GH hatte ich ihm 

1994 die Verwaltung der Kasse der GmbH anvertraut. Die GmbH hatte ich gegrün-

det, damit die für die Karls-Universität Prag bestimmten Studiengebühren meiner 

dort immatrikulierten deutschen Weiterbildungsteilnehmer nicht auf meinem Pri-

vatkonto landen. Am 30.09.2007 hatten wir die GmbH, für die laut Urteil des LGs 

Münster vom 29.11.2012 allein ich verantwortlich war und die ohnehin niemand 

kannte, für überflüssig erklärt. Am 03.05.2008 hatte er die Erklärung zu ihrer Lö-

schung – gar in dreifacher Ausfertigung - endlich unterzeichnet. Doch erst im Mai 

2011 hatte er mir gestanden, dass er die Löschung dem Handelsregister nicht mit-

geteilt habe. Da er sich seit seiner Entschuldigung vom 25.11.2010 bei meiner von 

ihm zu Unrecht beschuldigten ehemaligen Kölner Mitarbeiterin in alter Weise ma-

nierlich gegeben hatte, gab ich ihm arglos meine angeblich für das Handelsregister 

notwendige Unterschrift und brachte den Antrag in die Kanzlei, wo die Notarin 

bereits gegangen war. In der Nacht aber erklärte sich mir das seltsame, merkwürdig 

freundliche Verhalten meines Bruders als arglistige Täuschung. Am Morgen fuhr 

ich in die Kanzlei und wollte den Antrag, der dort noch unberührt lag, zurückziehen. 

Das wurde abgelehnt. So gelang es GH, der niemals im Weiterbildungsstudium ge-

lehrt und keinen einzigen Pfennig/Cent erwirtschaftet hat, alleiniger Liquidator der 

allein für meine Zwecke eingerichteten GmbH zu werden. Sofort begann er mit 

seinen unbeschreiblichen Gehässigkeiten, Schikanen, Nachstellungen und Gewalt-

tätigkeiten. Während ich stets unentgeltlich tätig war, plünderte er das der Kollegin 

am 01.10.2007 überlassene Konto der ehemaligen GmbH und riss als der laut Ver-

trag vom 10.08.2000 für Überweisungen allein Zuständige die für sie bestimmten 

Einzahlungen ihrer Studierenden in dem von ihr 2007 gegründeten Weiterbildungs-

studium, aus denen er seit 2008 ihre Kosten gezahlt hatte, an sich. Erst Jahre später 

hat sie erfahren, warum ihre Universität in Tiflis, an der sie aufgrund ihrer habilita-

tionsadäquaten Leistungen von 2006 an einer dortigen anderen Universität, an der 

sie sogar als Fakultätsmitglied vorgesehen war, 2007 das Promotionsrecht erhalten 

hatte, ihren dort immatrikulierten Studierenden trotz aller erbrachten Leistungen 

vertragswidrig ihr Abschlusszeugnis nicht ausgestellt hatte: Der intrigante Stalker 

hatte ohne Wissen der dort eingeschriebenen Studierenden und ihrer Professorin 

niederträchtigste Falschbehauptungen hingeschickt und damit erreicht, dass die ir-

ritierte Universität in Tiflis sich zurückgezogen hatte. Leidtragende war nicht nur 

die Studiengangsleiterin, die die Reise- und Unterkunftskosten nicht mehr bezahlen 

und dadurch ihre unentgeltliche Lehrtätigkeit an der dortigen Universität nicht mehr 

fortsetzen konnte, sondern sind vor allem auch ihre zahlreichen Absolventen, die 

wegen dieses skrupellosen GH das Nachsehen hatten. Die GmbH, für die laut Urteil 

des LGs Münster vom 29.11.2012 allein ich verantwortlich war, hat er geplündert 

und in die Insolvenz getrieben. 

4. Mitnahme von Akten aus meinem Haus 

Seinetwegen war ich gemäß dem Vermächtnis der Eltern „Brüder halten zusam-

men; der Ältere sorgt für den Jüngeren“ von Freiburg, wo ich bestens etabliert und 

vernetzt war, nach Münster gezogen und hatte mir ein altes Haus gekauft. In diesem 

durfte er, wie erwähnt, fast 30 Jahre lang unentgeltlich wohnen und war bei mir 

gemeldet, während er seinen Neubau z. T. untervermietet und ohne Kenntnis des 

Einwohnermeldeamts bewohnt hatte. Meiner damaligen Kölner Wiss. 
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Mitarbeiterin, die zur Wahrnehmung ihrer im Vorlesungsverzeichnis ausgedruck-

ten Lehrveranstaltungen am Wochenende nach Münster kam, hatte ich eine Kam-

mer überlassen. Am 16.06.2011 hatte mich ihr Rechtsanwalt Jochen Herfeld, der 

GH am 17.06.2011 „abnorme Rechtsverstöße, insbesondere gem. 238 STGB (nach-

stelung); § 241 STGB (Bedrohung) und § 185 STGB (Beleidigung)“ vorgeworfen 

hatte, aufgefordert, dringend das Schloss meines Hauses auszutauschen, was ich 

sofort getan hatte. Trotzdem gelang es GH, am Samstagabend des 18.06.2011 in 

mein Haus einzudringen. Aus dem Internet, wo ich mein in der Heroldstraße 29 

stattfindendes Seminarwochenende vom 17.-19.06.2011 angekündigt hatte, war zu 

entnehmen, dass ich nicht zuhause bin. In der Frühe des Sonntags 19.06.2011 be-

merkte ich den Diebstahl vom Vorabend: Außer der unberechtigten Mitnahme von 

geschäftlichen Akten hatte GH auch zahlreiche unersetzliche Dokumente aus mei-

nem Haus an sich genommen, was er natürlich leugnet. Ich hatte umgehend An-

zeige gegen Unbekannt erstattet. Nachdem die von mir gerufene Polizei eingetrof-

fen war, schickte er ein Fax, er sei es gewesen und habe „sich Beweismittel gesi-

chert“. Die Beweismittel habe er sich zu meinem Schutz – „zu deinem Schutz“ – 

gesichert. Wie kommt er dazu, mich schützen zu wollen? Seither fehlen mir Ver-

träge und Unterlagen für mein von ihm verwaltetes Vermögen. Die Banken, die nur 

zehn Jahre lang die Kontoauszüge aufbewahren, haben mir immerhin die an ihn 

ausgestellten Bankvollmachten geschickt. Mühsam muss aber nachgewiesen wer-

den, dass es die schriftlichen Vereinbarungen gab und die noch vorhandenen Ko-

pien keineswegs gefälscht sind, wie ihre kriminaltechnische Prüfung zeigt. 

Mehrfach vergebens hatte ich die Rückgabe der entwendeten Dokumente verlangt 

und ihm trotzdem immer wieder Brücken gebaut. Im Juli 2010 hatte ich ihm hau-

fenweis seine „brisanten“ Akten ausgehändigt und ihn am 05.08.2011 zusätzlich 

per Email aufgefordert: „Hol doch möglichst schnell deine Akten aus der Garage, 

damit sie nicht in falsche Hände fallen. Beim Ausmisten des Kellers waren sie mir 

nicht aufgefallen, aber gestern, als ich alles zum Recyclinghof gefahren habe.“ Am 

selben Tag noch hatte er geantwortet: „Das kannst du gerne weitergeben.“  

Aus meiner vorhergehenden mündlichen Aufforderung wusste er, dass ich seine in 

meinem Haus deponierte zeitgleiche Korrespondenz mit den Universitäten Ham-

burg und Tübingen zu seiner aus Plagiaten bestehenden Magisterarbeit und zu sei-

ner weitestgehend identischen Dissertation loshaben wollte. Auch das Schreiben 

des Bayerischen Staatsministeriums vom 05.03.2007, in dem er nach angeordneter 

medizinischer Untersuchung für dienstunfähig erklärt worden war, wollte ich nicht 

aufbewahren.  

Nochmals am 19.12.2011 hatte ich per Email gedrängt: „Hol endlich deine Sachen 

ab.“ Eine Reaktion kam nicht. Sein Anwalt hatte eine Kontaktsperre verfügt und 

noch im selben Monat mehrere Prozesse beim AG und LG initiiert. Dabei hätte er 

wissen können, dass sein Mandant zuvor vergebens eine unschwer widerlegte Straf-

anzeige gegen mich gestellt hatte. Seine damit begonnenen endlosen Wellen von 

Strafanzeigen und Gerichtsverfahren dauern unvermindert an, wie die am 

22.01.2025 erhaltene Aufforderung der Staatsanwaltschaft um Stellungnahme 

zeigt. 

5. Die blindlings betriebene Eskalation des verschmähten Liebhabers: 

Welch Odyssee ich wegen dieses m. E. hochgradig betrügerischen Bruders, der 

mich veranlasst hatte, von Freiburg zu ihm nach Münster zu wechseln, durchma-

chen musste und weiterhin muss, sei hier sporadisch aufgelistet: 

http://www.mtk-akademie.de/
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• Am 21.10.2011 erteilte GH über seinen immer gleichen Anwalt allen Ernstes 

ein rechtswidriges Zutrittsverbot für mein Haus, das seinen Mandanten nichts 

angeht, so dass ich diesem das Wohnen in meinem Haus endlich kündigen 

musste. GH hat sich dann zum 15.11.2011 beim Einwohneramt Münster in sein 

eigenes Haus umgemeldet. Nochmals sei betont, dass er bis dahin hatte mein 

Haus fast 30 Jahre lang kostenlos bewohnt und kostenlos meine Garage und 

meinen Garten benutzt hatte und hier auch gemeldet war. Seinen Neubau hatte 

er teilweise untervermietet und offensichtlich ohne Wissen des Finanzamts und 

Einwohnermeldeamts zusätzlich bewohnt. 

• Am 05.11.2011 verleumdete er meine Wiss. Mitarbeiterin und nun Kollegin als 

das seit 1998 ungemein engagierte und bei allen beliebte einzige weibliche Vor-

standsmitglied des von mir 1986 gegründeten BKMT g.e.V., in dem ich ihm 

2005 zum Vorsitz verholfen hatte, in übelster Weise mit der Folge, dass der 

internationale Vorstand zurücktrat. Die Mitglieder verließen den Verband, weil 

GH die von ihm angesetzte Mitgliederversammlung und Wahl extrem kurzfris-

tig abgesagt hatte, ohne dies den Mitgliedern mitzuteilen, so dass einige von 

ihnen vergebens angereist waren. Das zuständige Gericht hat schließlich den 

Verein, in dem er „ewiger Vorsitzender“ war, mangels Mitgliedern am 

19.01.2018 von Amts wegen aufgelöst. Am 19.1.2018 wurde der Verein des 

„ewigen Vorsitzenden“ Georg Hörmann mangels Mitgliedern vom Amts wegen 

aufgelöst. Am 8.7.2020 verurteilte das Landgericht Münster Georg Hörmann 

zur Herausgabe der rechtswidrig auf sein Privatkonto vereinnahmten Mitglieds-

beiträge.  

• Wenige Tage, nachdem ich ihm aufgrund seines sachlich falschen Betretungs-

verbots meines Hauses vom 12.10.2011 das weitere Wohnen in meinem Haus 

zum 15.11.2011 aufgekündigt hatte, initiierte er bei der Staatsanwaltschaft und 

beim Amts- und Landgericht Münster vergebens gar 5 Verfahren. Seiner An-

zeige vom 19.12.2011 wegen angeblicher Unterschlagung des angeblich ihm 

gehörenden Autos in meiner Garage, die er jahrelang kostenlos nutzen durfte, 

konnte ich mit meiner Kaufquittung problemlos widersprechen. Mein ihm ge-

liehenes nagelneues und polizeilich registriertes Fahrrad und meinen Mercedes, 

die er beide als sein Eigentum ausgegeben hatte, erhielt ich nach seinem verlo-

renen Prozess von 2013 als Schrott zurück. Ein weiteres Verfahren mit einem 

Streitwert von 68.814,87 € hatte er 2013 ebenfalls verloren. Und auch seine seit 

15 Jahren aufgetischten Beschuldigungen meiner von ihm verfolgten Wiss. Mit-

arbeiterin hatten sich zahlreiche Male als falsch herausgestellt. Trotzdem ist es 

ihm gelungen, immense Kosten zu verursachen, die der Verleumder GH nicht 

zu tragen hatte. 

• Am 22.11.2011, in seiner Dienstzeit in Bamberg, hatte er sein abgemeldetes 

Auto, eines seiner drei Pkw (das ihm offenbar gar nicht gehörte, wie erst später 

zu erfahren war), vor die Garage der von ihm gestalkten rechtmäßigen Mieterin 

des laut Quittung von mir allein bezahlten Hauses abgestellt und mit einem 

Lenkradschloss versehen. Später hatte er diesen Schrottwagen in ihrem Vorgar-

ten unter Niederwalzung der von ihr gekauften und gepflanzten Ligusterhecke 

abgestellt und bis Mai 2012 stehen lassen. (Siehe die bezeugte, unten verlinkte 

Dokumentation der Gewalttätigkeiten des GH von 2011 bis 2016 vom 

05.12.2016). In seinem am 07.10.2016 verlorenen Prozess wollte er von mir 

Schadensersatz für diesen mit Lenkradschloss gesicherten Schrottwagen, weil 



 

15 
 

er ihn angeblich nicht entfernt habe. Nur er aber hatte den Schlüssel zum Lenk-

radschloss. 

• Mit seiner Klage vom 02.04.2012 gegen die Stadt Münster ist er ebenso geschei-

tert wie mit seinen zahlreichen Klagen gegen den MTT g.e.V. 

• Laut Urteil des OLG Hamm vom 02.02.2015 hatte er wieder komplett verloren; 

als Streitwert hatte er 60.000 € angegeben. 

• Am 19.04.2016 musste er die von ihm rechtswidrig an sich genommenen 

7.000,00 € herausgeben. 

• Am 09.03.2017 bis zum 13.03.2017 war er meinen Transporteuren hinterherge-

fahren (z. B. zum Recyclinghof) und hatte die mir gehörenden Gegenstände fo-

tografiert und als sein Eigentum ausgegeben. Am 13.03.2017 hatte er die Trans-

porteure genötigt, ihre Tätigkeit einzustellen, bis ihnen die von mir gerufene 

und lange nicht gekommene Polizei gesagt hatte, sie sollen ihre Arbeit fortset-

zen. Wie schon so oft hatte die Polizei ihm wieder Platzverweis erteilt. Doch 

war es ihm erneut gelungen, finanziellen Schaden anzurichten, da die verlorene 

Zeit der Transporteure bezahlt werden musste. 

• Auch wenn er trotz seiner lebenslang perfektionierten Raffinesse vor Gericht 

immer wieder scheitert, dauert sein Stalking, Falschbeschuldigen und Prozes-

sieren an. Die Gerichte weigern sich, ihm die Prozessfähigkeit zu entziehen.  

Dass ich seinetwegen meine Freunde und Posten in Freiburg aufgegeben hatte und 

nach Münster gekommen war, hat er ebenso „vergessen“ wie seine wiederholten 

Betrügereien, die ich ihm als dem von mir 1989 und auf sein Drängen nochmals 

2002 eingesetzten alleinigen Erben immer wieder verziehen hatte, wie z. B.  

• seine Lüge in seiner Steuererklärung von 1988, dass er an mich Miete zahle,  

• oder den mit meiner am 15.07.1998 gefälschten Unterschrift überteuerten Ver-

kauf meiner Wohnung in Bamberg, die er nach Erlangung einer 1987 mit be-

trügerisch erworbenen Zeugnissen angetretenen Stelle mit meinem von ihm ver-

walteten Geld gekauft hatte und für die er trotz Mietvertrags vom 12.06.1995 

nie Miete gezahlt hat; zum Kauf mit gefälschter Unterschrift hatte er seine Wiss. 

Assistentin in Bamberg genötigt, die die Wohnung nicht brauchen konnte und 

sich gezwungen sah, sie unter dem von ihm geforderten Preis weiter zu veräu-

ßern, 

• oder den Einbehalt des laut Bestätigungsschreibens der Käuferin in Balingen 

vom 30.01.2012 allein mir zustehenden Erlöses aus seinem Verkauf meines 

Hauses, das ihm nun mal nicht gehörte (er war nur für das andere Elternhaus im 

Grundbuch eingetragen) u.v.a.m.  

• In der Hoffnung, dass er endlich Ruhe gibt, hatte ich kein Gerichtsverfahren 

wegen seiner haarsträubenden Verleumdungen im Bundesanzeiger, der sie am 

selben Tag meiner Kontaktaufnahme am 04.11.2013 gelöscht hatte, ange-

strengt. Doch setzt er das Grauen unablässig fort.  

• So z. B. erreicht mich am 16.01.2024 eine Anzeige des Ordnungsamts der Stadt 

Münster „nach einer mir [dem Ordnungsamt] zugegangenen Mitteilung“ zur 

keineswegs erforderlichen Fahrzeugumschreibung. Wie ist es möglich, dass der 

Datenschutz umgangen worden ist? 
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6. Wie Georg Hörmann seine Betrügereien kaschiert: 

Wer nach dem in den „Westfälischen Nachrichten“ nun schon zum dritten Mal zum 

selben Thema querulatorisch schreibenden, sich fälschlicherweise als emeritiert be-

zeichnenden GH googelt, erfährt wohl kaum, dass es sich bei diesem um einen am 

27.05.2021 vom LG Münster zur Schmerzensgeldzahlung wegen sexistischer Be-

leidigungen verurteilten, nach meiner Auffassung und nach Ansicht eines Anwalts 

für Urheberecht erwiesenen mehrfachen Titelschwindler handelt. Sein Verfahren 

mit Forderung von 60.000 Schmerzensgeld hat am 27.05.2023 sowohl das LG als 

auch am 05.12.2023 das OLG Hamm abgewiesen, wie das am 04.01.2024 zuge-

stellte Urteil belegt. Während dieser am 13.08.2022 mit seinen ergaunerten Titeln 

werbende Professor für Pädagogik GH, der nicht einmal das betreffende Diplom 

erworben hat, wieder den renommierten Juraprofessor Dr. Hoeren angreift, weil 

dieser nichts unternehme, wendet sich der Nörgler in seinem dritten Leserbrief vom 

22.10.2022 sogar gegen die Gerichte, die ihn trotz seiner fortgesetzten Werbung für 

seine ergaunerten Titel m. E. protegieren. Aufgrund ihres Schutzes kann er sich 

weiterhin unbehelligt als „Prof. em.“ bezeichnen, z. B. am 08.06.2023. In seiner 

typischen querulatorischen Manier greift er in seinem weiteren Leserbrief vom 

18.06.2025 in den WN die Medizinische Fakultät der Universität Münster an, an 

der er als Wiss. Assistent ohne Wissen seines Dienstherrn studiert hatte, wie er mit 

seinem Betrug prahlte. 

Beim Googeln nach meinem Namen erscheint http://paroli-verlag.de/. Ich versi-

chere, dass die dortige Behauptung falsch ist, “im Namen oder Auftrag des Verlags 

tätig zu sein.“  Zudem heißt es unter https://www.webwiki.de/paroli-verlag.de, dass 

Dr. Kamprad Mitinhaber des Verlags sei. Auf meine Frage, was denn nun stimme, 

hat dieser geantwortet, dass er mit diesem Eigenverlag von GH nichts zu tun habe. 

Es sei ausdrücklich betont, dass ich nie irgendwo versucht habe, im Namen oder im 

Auftrag dieses anscheinend nur formal, de facto aber nicht existierenden Verlags 

tätig zu sein. Insofern ist eine ausdrückliche Warnung vor meiner Person völlig un-

angebracht.  

Der angebliche Paroli Verlag ist in keinem Verzeichnis von Verlagen gelistet: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_deutschsprachiger_Verlage. Auf der Webseite 

zu seinem Verlag hat GH kein einziges Buch aufgeführt, auch nicht seine mit seiner 

zeitgleichen Magisterarbeit nahezu vollständig identische Dissertation, die von 

Tanzdidaktik handelt und mit ihrem Titel „Handlungsaktivierende Musiktherapie“ 

kaum etwas zu tun hat. Nach zahlreichen Verlagen, die den Druck seines Plagiats 

abgelehnt hatten, hatte es der Plagiator in seinem Eigenverlag herausgebracht. Die 

genannte Webseite hat m. E. den einzigen Zweck, zu unterstellen und zu diffamie-

ren. 

7. Die Rolle der Justiz: 

Die Justiz ignoriert die wiederholten Forderungen eines als Gerichtsgutachter für 

Psychiatrie jahrzehntelang tätigen Facharzts für Neurologie und Psychiatrie nach 

einer psychiatrischen Untersuchung des GH. M. E. lässt die Staatsanwaltschaft, der 

seit Jahren die nicht widerlegbaren Dokumente seiner mit Betrug ergaunerten Titel 

vorliegen, es zu, dass dieser vom Magazin „Der SPIEGEL“ des Stalkings bezich-

tigte Täter, wogegen er, wie auf S. 4 nachgewiesen, 2009 und nochmals 2012 ver-

gebens bis zum Bundesverfassungsgericht gezogen war, weiterhin mit seinen 

https://www.kreativtherapien.de/Leserbrief_2_gh_13.8.22.pdf
https://www.kreativtherapien.de/Leserbrief_3_gh_221022.pdf
https://christlichesforum.info/das-achte-gotteshaus-in-muenster-geschlossen-heute-wurde-die-klinikenkirche-profaniert/
http://paroli-verlag.de/
https://www.webwiki.de/paroli-verlag.de
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_deutschsprachiger_Verlage
http://paroli-verlag.de/
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ergaunerten Titeln hausieren geht, wohl wissend, dass bei einer Verurteilung laut § 

12 (1) Beamtenstatusgesetz die Rücknahme der Ernennung droht:  

Die Ernennung ist mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn 

sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde. 

8. Gefälschter Lebenslauf von GH 

Der im Internet verbreitete Lebenslauf von GH bedarf im Übrigen weiterer Ergän-

zungen und Korrekturen, z. B.: 

• Das mit dem Diplom abschließende Fach Pädagogik hat der Plagiator und seit 

2012 pensionierte Lehrstuhlinhaber für Allgemeine Pädagogik nicht absolviert, 

sondern eine Erweiterungsprüfung in Erziehungswissenschaft abgelegt. 

• Laut seiner jahrelang stolz verkündeten Aussage hat die von GH und Klaus 

Langer gemeinsam eingereichte Diplomarbeit in Psychologie („Zielgrup-

penanalyse“ mit Hilfe von Gruppierungsverfahren) allein Klaus Langer, damals 

Mitarbeiter am Rechenzentrum Münster und später unter Mitwirkung von GH 

in Bamberg zum Privatdozenten PD habilitiert, verfasst. Wenn GH einen Anteil 

an der Diplomarbeit haben sollte, dürfte er gering sein. 

• Als Wiss. Assistent und Beamter auf Widerruf mit 4 Semesterstunden Lehrde-

putat (180 Minuten pro Semesterwoche bei 5 Monaten Semesterferien) begann 

GH ein Medizinstudium. In § 3 Abs. 4 ÄApprO. steht zur Arbeitszeit der PJ-

Studierenden folgendes: […] Sie sollen in der Regel ganztägig an allen Wo-

chenarbeitstagen im Krankenhaus anwesend sein. […] Ganztägig bedeutet im 

Allgemeinen 40 Stunden pro Arbeitswoche. Bei geöffneter Tür seines am Trep-

penaufgang liegenden Assistentenzimmers konnte er seinen Kollegen in der 

Mittagspause den Eindruck vermitteln, er sei ständig anwesend.  

• Er promovierte bei dem Assistenzprof. Dr. med. Rudolf, der nach Prof. Dr. 

Hortschankis, Direktor des Musikwissenschaftlichen Seminars der Universität 

Münster, Mitteilung der ihm von seinem Tübinger Kollegen berichteten Falsch-

angaben des GH wie alle anderen Kommissionsmitglieder sich gegen die 

Vergabe der durch mich frei gewordenen und für Musiktherapie umgewidmeten 

Stelle an ihn ausgesprochen hatte.  

• Seine in seinem am 05.12.2023 verlorenen Prozess verhandelte Beleidigung 

meiner ehemaligen Mitarbeiterin, die ihn abgewiesen hatte, ist weitgehend iden-

tisch mit den Schmähungen jener von ihm jahrelang dienstlich abhängigen „un-

besiegbaren“ (Augsburger Allgemeine vom 27.07.2022) Frau in Bamberg, die 

die von ihm verlangte Scheidung abgelehnt hatte.  

Seine Missachtung zumindest dieser beiden Frauen steht möglicherweise im 

Zusammenhang mit „Porneia“, dem Titel seiner Examensarbeit zum Lehramt 

an Gymnasien; ein 2. Staatsexamen hat er nicht. Da er auch keine Kinder hat, 

hatte er so gut wie keine pädagogische Erfahrung, die Voraussetzung für einen 

Lehrstuhl für Pädagogik sein müsste. Ausgerechnet er kümmert sich nun um 

Kindeswohl. 

https://dejure.org/gesetze/BeamtStG/12.html
https://dejure.org/gesetze/BeamtStG/12.html
https://www.11880.com/branchenbuch/muenster-westfalen/110070250B41293787/pd-dr-dr-klaus-langer-facharzt-fuer-innere-medizin-und-nephrologie.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/noerdlingen/noerdlingen-die-unbesiegbare-geht-in-den-ruhestand-dr-sigrid-christeiner-verabschiedet-id63430436.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/noerdlingen/noerdlingen-die-unbesiegbare-geht-in-den-ruhestand-dr-sigrid-christeiner-verabschiedet-id63430436.html
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9. Notgedrungene Widerlegung der Falschbehauptungen von GH: 

In seinem vom OLG Hamm am 05.12.2023 abgewiesenen Berufungsverfahren 

wurde seine Verurteilung zur Zahlung von Schmerzensgeld durch das LG Münster 

vom 27.05.2021 wegen sexistischer Beleidigungen bestätigt. Trotz seiner Anerken-

nung und Zahlung des Schmerzensgelds nach dem Urteil der 1. Instanz setzt GH 

seine seit 2010 andauernden Verleumdungen unvermindert fort, wie die erwähnte 

Verfügung vom 06.11.2023 zur Zahlung wegen falscher Verdächtigung zeigt, und 

tischt immer wieder neue Lügen auf. So auch wieder mit seinen zahlreichen Falsch-

beschuldigungen in seinem „Offenen Brief“ vom November 2021 an Adressen, die 

er verschweigt, weshalb die Zuflucht zum Internet geraten erscheint in der Hoff-

nung, dass der eine oder andere seiner Adressaten hier liest. 

Nachdem GH mit seiner Anmache seiner Mitarbeiterin an seinem mit Titelschwin-

del erhaltenen katholischen Konkordatslehrstuhl in Bamberg gescheitert war und 

laut Schreiben ihres Ehemannes vom 18.05.2015 daraufhin sie und ihre Familie mit 

„Höllenqualen, die unsere gesamte Familie, einschließlich Eltern, erlitten haben,“ 

terrorisiert hatte, ist es ihm gelungen, diverse Instanzengegen dieFrau in Münster, 

die seine unerträglich gewordenen Avancen 2010 abgewiesen hatte, einzuspannen. 

Trotz der der Staatsanwaltschaft Münster vorliegenden Nachweise seiner Titel-

schwindel initiiert diese Staatsanwalt Strafverfahren nicht gegen ihn, sondern ließ 

sich von dem Plagiator vergebens zu meiner Verfolgung instrumentalisieren. Die 

Staatsanwaltschaft versteigt sich gar zu abstrusen Verdächtigungen gegen mich und 

ist trotz Fehlens irgendeines Indizes nicht bereit, sich zu entschuldigen, so dass an-

lässlich eines ähnlichen Falls die Zeitung bemüht werden musste. Mein in den West-

fälischen Nachrichten am 3. Dezember 2020 veröffentlichter Leserbrief hat die 

Überschrift „Klage gegen den Stalker. Staatsanwaltschaft glaubt dem Fal-

schen“. 

Weil ihn das Wochenmagazin DER SPIEGEL bereits vor 15 Jahren des Stalkings 

bezichtigt hatte, hatte er dagegen bis zum Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 

geklagt und war dort am 18.11.2009 abgewiesen worden – Az. 1 BvR 2708/09. Und 

nochmals war er nach seinem Scheitern vor dem LG Berlin am 29.07.2010 und 

dann vor dem Kammergericht Berlin am 03.06.2011 wieder bis zum Bundesverfas-

sungsgericht gezogen und war dort am 05.11.2012 wieder abgewiesen worden – 

Az. 1 BvR 1757/11.  

Seine seit 2010 andauernden schwerwiegenden Beschuldigungen der von ihm ge-

stalkten Frau nahm er in der sog. Güteverhandlung zurück und entschuldigte sich 

scheinheilig, nicht aber in dem vorausgegangenen Schiedsverfahren, in dem er an 

seinen Verleumdungen hartnäckig festgehalten hatte. Am 17.5.2021 musste er 

Schmerzensgeld bezahlen. Am 5.12.2023 hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm 

seine Berufung abgewiesen. Er hatte insgesamt 110.000 € gefordert. 

10. Weite Beispiele seiner schikanösen Prozesse: 

Zwar hat der nur wegen sexistischer Schmähungen, nicht aber wegen seiner Titel-

schwindel, seiner Lügen und Betrügereien, seines Stalkings und seiner zahlreichen 

Körperverletzungen usw. Verurteilte seine gegen mich bis zum Bundesgerichtshof 

http://www.bkmt.de/Leserbrief_3.12.20.pdf
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in Karlsruhe geführten Prozesse am 04.06.2019 komplett verloren. Hier einige wei-

tere Beispiele seiner seit 2011 initiierten und verlorenen Prozesse.  

Beispiel 1: Sein Prozess wegen eines fantasierten E-Pianos und wegen des ihm nicht ge-

hörenden, während seiner Dienstzeit abgemeldeten und widerrechtlich im Vorgarten 

der Wohnung der von ihm gestalkten Frau abgestellten Schrottautos, mit dem er die von 

ihr gepflanzte Hecke brutal zerstört hatte: 

2016 setzte die Richterin Pruß-Steinigeweg aufgrund seiner offensichtlich beein-

druckenden Rabulistik sogar zwei mündliche Verhandlungen an wegen einer längst 

verjährten Rechnung vom 04.09.2002 

über 2.105,11 € für ein von ihm angeb-

lich bei dem Klavierbauer Stinder ge-

kauftes E-Piano. Obgleich der Klavier-

bauer ans Gericht geschrieben hatte, 

dass er nie im Leben ein E-Piano ver-

kauft hatte, verfügte die Richterin seine 

Vernehmung. Wegen seiner weiten 

Fahrt war ihm ein Arbeitstag verloren. 

Es stellte sich heraus, dass die Rechnung die Reparatur des dem Kläger von mir 

geliehenen Klaviers betraf, das dieser als sein eigenes ausgegeben hatte und auf-

grund meiner vorgelegten, mit exakten Angaben versehenen Quittung von 1965 

schließlich herausrücken musste. Laut Urteil vom 07.10.2016 hatte er auch diesen 

Prozess komplett verloren – Az. 61 C 4242/15. 

Im selben Verfahren hatte er Kosten von 335 € für einen in seinem Auftrag erteilten 

Transport und Schadensersatz für einen in der Dienstzeit abgemeldeten Pkw gefor-

dert, den er rechtswidrig in den Vorgarten des von seiner einstigen Verehrten be-

wohnten Hauses unter Niederwalzung der von ihr gepflanzten Hecke abgestellt und 

mit einem Lenkradschloss gesichert hatte. Im Mai 2012, nach einem halben Jahr, 

war der abgemeldete Schrottwagen verschwunden. Mit seinen immer mehr perfek-

tionierten Lügen hatte er versucht, die Entfernung seines Schrottwagens aus dem 

Garten, zu dem er laut Gerichtsurteilen, gegen die er bis zum Bundesgerichtshof 

prozessiert und verloren hatte, keinen Zutritt hatte, mir in die Schuhe zu schieben. 

Die von ihm mit allerlei rabulistischen Unterstellungen beschwatzte Richterin 

Pruß-Steinigeweg musste schließlich seine Klagen am 07.10.2016 ebenfalls abwei-

sen (Az. 61 C 4242/15). 

Beispiel 2: Das OLG Hamm hat das rechtswidrige Urteil des LGs Münster aufgehoben:  

Gleich zweimal hatte GH wegen eines von ihm und seinem immergleichen, an den 

Prozessen üppig verdienenden Anwalt jeweils neu fingierten Vertrags über zu-

nächst 60.000 € und dann 40.000 € verloren: am 11.03.2013 beim LG (Streitwert 

68.841,87 € - Az. 08 O 513/11) und am 02.02.2015 beim OLG Hamm (von 60.000 

€ auf 31.372,81 € herabgesetzter Streitwert - Az. I-8 U 53/14, 25 O 103/13). Das 

vorangegangene LG Münster hatte ihm bei seinem zweiten Prozess allen Ernstes 

recht gegeben, obgleich ich mich wie schon in seinem ersten Verfahren von 2013 

geweigert hatte, einen von Falschbehauptungen strotzenden Vertrag zu unterschrei-

ben. Noch dazu sollte ich zum Unterschreiben in die gegnerische Kanzlei kommen. 
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Kaum zu glauben, dass das LG Münster eine solche, vom OLG zurückgewiesene 

Zumutung für richtig gehalten hatte.  

Beispiel 3: Von GH erreichte Schädigung der von ihm gestalkten Frau aufgrund von wi-

derlegten, aber rechtskräftigen Urteilen:  

Sowohl die erste als auch die zweite Instanz hatte die Zeugenvernehmung abge-

lehnt. Als GH im Berufungsverfahren Kopien als gefälscht bezeichnet und die Ori-

ginale verlangt hatte, hatte ihm das Berufungsgericht für die von der gestalkten Frau 

überraschend vorgelegten, mit seiner Unterschrift versehenen Originaldokumente, 

die dem Verleumder bei seinem Diebstahl vom 18.06.2011 entgangenen waren, 

eine Erinnerungslücke suggeriert. So musste die von ihm gestalkte Mieterin, die 

nur unter der schriftlichen Bedingung, dass ich ihr nicht kündigen werde, nach 

Münster gezogen war, das laut Quittung allein von mir bezahlte Haus räumen.  

Erst in dem weiteren Prozess des Stalkers gegen mich hat das LG die zuvor verge-

bens beantragten Zeugen vernommen. Die Zeugen hatten den Kläger GH der Lüge 

überführt. In dem am 26.02.2018 vom OLG bestätigten Urteil des LGs Münster 

vom 30.03.2017 heißt es: 

 

 

Gegen die Bestätigung der Rechtmäßigkeit des Mietvertrags durch das LG 2017 

und OLG 2018 ist der nur für den Erbfall als Miteigentümer ins Grundbuch einge-

tragene GH bis vor den Bundesgerichtshof in Karlsruhe gezogen und hat am 

04.06.2019 auch dort verloren. Trotzdem musste er der von ihm gestalkten, zu Un-

recht zur Räumung gezwungenen Frau die beträchtlichen Rechts- und Folgekosten 

nicht erstatten. Das Haus, für das ich ihn als Miteigentümer eingesetzt hatte, um 

ihm Erbschaftssteuer zu ersparen, hatte laut Quittung allein ich bezahlt. Ich hatte 

sogar seine Notar- und Grunderwerbssteuern übernommen. Erst nachdem ich das 

Haus am 03.01.2018 in der von ihm drei Jahre lang betriebenen Versteigerung für 

den auf das Doppelte meines Kaufpreises hochgetriebenen Preis nochmals gekauft 

und ihm die Hälfte der Versteigerungssumme ausbezahlt hatte, konnte die laut Ur-

teilen des LG, OLG und BGH zu Unrecht zur Räumung gezwungene Frau in die 

2007 rechtmäßig an sie vermietete Wohnung, die sie nach der von ihr bezahlten 

teuren Haus- und Gartensanierung 2008 bezogen hatte, zwar wieder einziehen, ist 

aber wegen der unermesslichen Schädigungen ihres Stalkers, gegen den die Justiz 
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trotz einer Fülle von Beweis nicht wirksam vorgeht, sondern in m. E. geradezu pro-

tegiert, gesundheitlich schwer beeinträchtigt und existentiell ruiniert. Mit m. E. per-

fidester Raffinesse verfolgt er sie weiter, wie das eingangs dargestellte jüngste Bei-

spiel in der Serie seiner falscher Verdächtigungen zeigt.  

11. Weitere Beispiele erlittener Attacken: 

So wundert es nicht mehr, dass z. B. die Klagen/Anzeigen wegen Körperverletzun-

gen und einwandfrei bezeugter, von der 2017 gegen den Protest des Verleumders 

mit gerichtlicher Erlaubnis aufgestellten Überwachungskamera gefilmten Überfälle 

abgelehnt worden waren.  

• Am Sonntagabend, 06.09.2015, z. B. hatte sein ungemein pfiffiger Anwalt un-

angemeldet und rechtswidrig Einlass in meine Wohnung begehrt. Der Gerichte 

überdrüssig, hatte ich darauf verzichtet, ihn wegen Hausfriedensbruch und Ru-

hestörung am Sonntagabend anzuzeigen. 

• Am 04.11.2015 hatte der Verleumder dann seinen Zweitwohnsitz auf meine 

Adresse angemeldet. Zwei Tage später, am 06.11.2015, hatten zwei von ihm 

gedungene Handlanger das Haustürschloss meiner Wohnung aufgebohrt. Der 

eine, ein bekannter Detektiv, der seinen Namen verschwiegen und sich als Bo-

dyguard ausgegeben hatte, hatte mich im Flur meiner Wohnung so zusam-

mengeschlagen, dass mich der herbeigeeilte Arzt aus Kopf und Armen blu-

tend bewusstlos am Boden liegend vorgefunden hatte. Der Arzt war von 

dem in den Ohrläppchen beringtem Hünen mit körperlicher Gewalt an der 

ärztlichen Hilfeleistung gehindert worden (siehe seinen Bericht).  

• Nach angeordnetem Platzverweis meldete der Verleumder nun seinen Erst-

wohnsitz auf meine Adresse an. Am 20.05.2016 informierte er die Polizei, dass 

er in mein Haus eindringen wolle. Trotz des durch Gerichtsbeschluss vom 

18.05.2016 verfügten Durchsuchungsverbots ließ er unter den Augen der von 

ihm angelogenen Polizei von denselben Handlangern wieder das Hausschloss 

aufbohren und durchwühlte alle meine Schränke und mein Bett und fotogra-

fierte rechtswidrig mein Hab und Gut. Das Einwohneramt hat die Ummeldung 

seines Erstwohnsitzes am 04.07.2017 für unrechtmäßig erklärt. Am 07.07.2017 

musste er seine Ummeldung rückgängig machen.   

• Sein Antrag von Zwangsgeld bzw. Zwangshaft gegen mich am 13.03.2017 un-

ter der bei ihm üblichen Verdrehung des Sachverhalts wurde nach aufwendiger 

Klarstellung am 22.01.2019 abgewiesen.  

• Aufgrund seiner unangemeldeten „Besuche“ bei Tag und Nacht zusammen mit 

widerrechtlich mitgebrachten diversen Personen, darunter teilweise vermumm-

ten Ganoven, und wegen seiner Diebstähle sah ich mich zur Verkabelung des 

Hauses und Gartens mit zahlreichen Bewegungsmeldern gezwungen. Auch 

musste ich den Hinterausgang kostspielig umbauen lassen, um bei den Signalen 

der Bewegungsmelder und der Überwachungskamera schnellstens flüchten zu 

können. Wegen seiner permanenten Nachstellungen und in Auftrag gegebenen 

Observierungen konnten ich als Käufer und meine ehemalige Mitarbeiterin als 

rechtmäßige Mieterin nur noch durch die Gärten der Nachbarn in die Wohnung 

gelangen. Trotz seiner zahlreichen Gewalttaten gegen mich und gegen die von 

ihm gestalkte Frau von denen nur die bezeugten geltend gemacht worden 

https://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf


 

22 
 

waren,kamen sowohl der sogar anwaltlich bezeugte Gewalttäter als auch sein 

angeheuerter Detektiv und seine sonstigen Handlanger ungeschoren davon. 

• So erstaunt es auch nicht, dass ein weiteres dreiköpfiges Gericht am 13.02.2020 

meine Klage wegen in fast drei Jahren entgangenen Mieteinnahmen abgewiesen 

hatte, weil ich doch „nur 48 Einbrüche“ nachgewiesen hätte. Die viele Monate 

zuvor geladene Zeugin erhielt ihre Abladung erst drei Tage nach der Verhand-

lung. Sie war umsonst zum OLG in Hamm gekommen. 

• Wenngleich die Gerichte die weitaus meisten der zahllosen Klagen des Ver-

leumders aufgrund minutiöser Widerlegung seiner Lügen abgewiesen hatten, so 

war es ihm doch gelungen, nicht nur die von ihm gestalkte Frau und mich als 

ihren Zeugen, sondern trotz Verurteilung auch den BKT g.e.V. schwer zu schä-

digen. Der 1986 von mir gegründete Verein BKMT, dessen Vorsitz der Verur-

teilte 2005 aufgrund meines entscheidenden Zutuns übernommen hatte, wurde 

wegen fehlender Mitglieder am 19.01.2018 von Amts wegen endlich gelöscht. 

Viele Jahre vor der Auflösung waren versehentlich noch Mitgliedsbeiträge 

überwiesen worden. Als „ewiger“, nicht abwählbarer Vorsitzender des mitglie-

derlosen Vereins hatte sich der Verurteilte geweigert, die Fehlüberweisungen 

zurückzuzahlen. Nach der vom AG verfügten Löschung seines Vereins aus dem 

Vereinsregister hatte er die dem BKT g.e.V. zustehenden Mitgliedsbeiträge 

rechtswidrig auf sein Privatkonto überwiesen. Dafür wurde er am 08.07.2021 

zwar verurteilt, brauchte aber die laut der Schreiben mehrerer Gerichte dem 

BKT g.e.V. zustehenden Gelder an diesen nicht herausrücken. Und trotz des 

Urteils „Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte“ (Az. 5 C 3219/19) 

brauchte er auch die Rechtskosten nicht bezahlen. Die Rechtsanwältin, gegen 

die er verloren hatte, hatte trotz der vom zuständigen Gericht am 21.03.2019 - 

Az. 27 X 4/18 - mitgeteilten Rechtslage (BGH; Urteil vom 17.11.1955 – II ZR 

172/54 OLG Hamm) die dem BKT g.e.V. zustehenden Gelder für ihren Auf-

wand eingeheimst und die darüber hinausgehenden Gelder mitsamt angefalle-

ner Zinsen nicht eingefordert. Der BKT g.e.V. hatte trotz ständiger gerichtlicher 

Bestätigungen seines Anspruchs seit dem 19.02.2018, dass ihm die von BKT-

Mitgliedern versehentlich auf das falsche Konto überwiesenen Gelder zustehen, 

keinen einzigen Cent erhalten und musste obendrein die entstandenen Anwalts-

kosten bezahlen. 

12. Weitere Beispiele der Betrügereien von GH: 

• Wie erwähnt, hatte er trotz seines Mietvertrags vom 12.06.1995 mit mir über 

die mir gehörende Wohnung in der Austraße in Bamberg, die er sich nach seiner 

mit ergaunerten Titeln erfolgten Berufung nach Bamberg dort mit meinem von 

ihm verwalteten Geld kaufen durfte, nie Miete bezahlt. Schließlich kaufte er mit 

dem mit meiner gefälschten Unterschrift erhaltenen Erlös eine direkt neben sei-

ner Dienststelle liegende Wohnung und hatte sie an einen jahrzehntelangen 

Freund untervermietet, sich aber alsbald dauerhaft auch mit ihm zerstritten. Erst 

vom Finanzamt hatte ich von seiner Untervermietung seiner mir gehörenden 

Wohnung erfahren. 

• Diese aus meinem Geld für sich gekaufte Wohnung in der Austraße, die ich nie 

gesehen habe, verkaufte er mit falschem Versprechen und gefälschter Unter-

schrift an seine von ihm abhängige Bamberger Mitarbeiterin. Laut ihrem 

Schreiben hatte sie als Studentenvertreterin gegen das Votum ihrer 



 

23 
 

Kommilitonen für seine Berufung gestimmt, obgleich ihm für den Konkordats-

lehrstuhl für Pädagogik das obligatorische Diplom fehlte und er so gut wie keine 

pädagogischen Erfahrungen vorzuweisen hatte. Die ihr aufgenötigte Wohnung 

konnte sie nicht gebrauchen und musste sie unter dem gezahlten Preis weiter-

verkaufen, weil sich herausgestellt hatte, dass er beim Verkauf betrogen hatte. 

Glaubhaft hatte die Betrogene auch berichtet, dass er ihr die an seinem Lehr-

stuhl freigewordene Lebenszeitstelle nur unter der Bedingung geben wollte, 

dass sie sich seinetwegen scheiden lässt. Das aber hatte sie abgelehnt. Daraufhin 

hatte er ihr Dienstverhältnis fristlos gekündigt, wogegen sie den Präsidenten der 

Universität Bamberg angerufen hatte. Dieser hatte die Kündigung für unwirk-

sam erklärt. Daraufhin hatte GH gegen den Präsidenten der Universität Bam-

berg jahrelang vergebens durch alle Instanzen nicht nur dienst-, sondern auch 

privatrechtlich durchweg vergebens geklagt (siehe das auszugsweise wiederge-

gebene Schreiben des Präsidenten der Universität Bamberg vom 03.03.2015). 

Bis heute stalkt er die von ihm Geschädigte auf seiner auf der Homepage der 

Universität Bamberg ausgestellten Publikationsliste mit einer Schmähpublika-

tion, die laut jenem Schreiben des Universitätspräsidenten nicht erschienen ist, 

aber als angebliches Forschungsprojekt geduldet wird.   

13. Die Rolle der Universität Bamberg: 

Im Schreiben des Bamberger Universitätspräsidenten, Univ.-Prof. Dr. Dr. habil. 

Godehard Ruppert, vom 3.3.2015 heißt es: 

„Wie ja auch publizistisch und durch diverse Gerichtsverfahren, die Herr Prof. 

GH gegen mich dienst- und privatrechtlich angestrengt hat, hinreichend öffent-

lich bekannt ist, scheue ich keine Auseinandersetzung mit ihm. Im jetzt von 

Ihnen zugestellten Fall sehe ich aber keine Handhabe.“   

• Eine „Handhabe“ gibt es durchaus. Seit Jahrzehnten stellt sich die Frage, warum 

es die Universität Bamberg zulässt, dass in ihrem Forschungsbericht und in der 

Publikationsliste des Plagiators, die nicht ohne Erlaubnis der Universität Bam-

berg veröffentlich werden darf, bis heute der Titel „Campus in der Provinz - 

Fränkische Kurschattenkönigin erobert bayerische Hochschulen. (i.Vb. 2008)“ 

angegeben ist. Unter dem Vorwand, ein wissenschaftliches Projekt durchzufüh-

ren, hatte er seine Mitarbeiterin an den Pranger gestellt. Aus ihren Berichten 

und aus den Akten des LGs Coburg geht das unvorstellbare Ausmaß an Terror 

ihres Stalkers hervor. Warum duldet die Universität Bamberg diese Schmä-

hung? 

Der Präsident der Universität Bamberg wusste, dass sich der Plagiator am Sonn-

tag, den 19.03.2000, Zugriff zu dem PC seiner Mitarbeiterin verschafft, ihre 

Emails kopiert und mit übelsten Falschbehauptungen an zahlreiche Personen 

verschickt hatte. Die Prorektorin und Frauenbeauftragte war der Auffassung, 

dass GH den Konflikt mit seiner Angestellten auf beruflicher und geschäftlicher 

Ebene austrage. Die von dem Plagiator verlangte fristlose Entlassung seiner An-

gestellten hatte der Rektor der Universität Bamberg am 15.03.2000 als völlig 

unbegründet abgelehnt.   

file:///P:/WS_FTP/kreativtherapien/Kurschattenkoenigin_Forschungsbericht.pdf
http://www.kreativtherapien.de/Titelschwindel/Projekt-Kurschattenkoenigin.pdf
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• Der Universitätspräsident hatte die Kündigung der Angestellten des Plagiators, 

der ihre Abhängigkeit von ihm schamlos ausgenutzt hatte, zwar für unwirksam 

erklärt. Doch ging der Terror gegen die dem Versessenen untergebene Frau, die 

die Augsburger Allgemeine am 27.07.2022 die „Unbesiegbare“ titulierte, erst 

richtig los. 

 

Ihr Ehemann hat am 18. Mai 2015 geschrieben:  

 

„Die Höllenqualen, die unsere gesamte Familie, einschließlich Eltern, er-

litten haben, wünsche ich nicht einmal meinem schlimmsten Feind.“ 

• Gegen den Universitätspräsidenten hat der Plagiator vergebens durch alle In-

stanzen prozessiert, nachdem er seiner Mitarbeiterin in Bamberg gekündigt 

hatte, weil sie sich laut ihrem Schreiben geweigert hatte, sich seinetwegen 

scheiden zu lassen. Mit dem Versprechen, eine Lebenszeitstelle zu erhalten, 

hatte er sie zuvor zum Kauf einer von ihm bewohnten Einliegerwohnung, die 

ihm nicht gehörte und die sie unter Verlust weiterverkaufen musste, genötigt. 

Mit meiner gefälschten Unterschrift hatte er von ihr den mir zustehenden Ver-

kaufserlös eingestrichen.  

• Warum fordert die Universität Bamberg von ihrem seit 2012 im Ruhestand be-

findlichen, mit betrügerisch erworbenen Titeln berufenen, noch immer mit „Dr. 

mult.“ und „em.“ werbenden Professor keinen Nachweis über seine Angaben in 

seiner auf ihrer Homepage veröffentlichten und von Wikipedia übernommenen 

Biographie, wo ihr doch seit vielen Jahren die Beweise für seine Plagiatstätig-

keit vorliegen? 

• Für seine Berufung dürfte die Qualifikation eines musikspezifischen Magisters 

wichtig gewesen sein. Aus dem „Magister für Musikpädagogik“ der Nachfol-

gerin Prof. Dr. Annette Scheunpflug kann geschlossen werden, dass die Be-

hauptung des Plagiators, er habe mit der zeitgleich eingereichten, weitestgehend 

identischen Dissertation „Handlungsaktivierende Musiktherapie“ einen „Ma-

gister in Musikwissenschaft“ erworben, für seine Berufung eine Rolle gespielt 

hat. 

• Der Plagiator ist keineswegs „Mitherausgeber der Zeitschrift "Musik- Tanz- 

und Kunsttherapie - Zeitschrift für künstlerische Therapien" (Georg Thieme 

Verlag, Stuttgart, seit 1994 im Verlag für Angewandte Psychologie, Göttin-

gen)“. Wie die immerhin korrekte Verlinkung auf der Homepage der Universi-

tät Bamberg belegt, erscheint die Zeitschrift keineswegs in Göttingen. 

• Offenbar hat die Universität Bamberg die Zusammenlegung von zwei zweistün-

digen Lehrveranstaltungen geduldet: Hier das Original aus dem Vorlesungsver-

zeichnis und der Beleg, wie aus acht Semesterwochenstunden-Lehrdeputat nur 

noch sechs 45-Minuten-Stunden bei fünf Monaten Semesterferien werden.   

• Der Präsident der Universität Bamberg hielt es am 3.3.2015 für „richtig, meinen 

Tübinger Kollegen, Rektor Prof. Dr. Bernd Engler, zu informieren, der sicher 

die notwendigen Schritte zur Überprüfung einleiten bzw. veranlassen wird.“ Da 

hat er sich getäuscht. 

https://www.augsburger-allgemeine.de/noerdlingen/noerdlingen-die-unbesiegbare-geht-in-den-ruhestand-dr-sigrid-christeiner-verabschiedet-id63430436.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/noerdlingen/noerdlingen-die-unbesiegbare-geht-in-den-ruhestand-dr-sigrid-christeiner-verabschiedet-id63430436.html
http://www.bkmt.de/
http://www.bkmt.de/
https://www.kreativtherapien.de/GH-WS11_Original.pdf
https://www.kreativtherapien.de/GH-WS11_12!!!.pdf
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14. Die Rolle der Universität Tübingen: 

Die von GH mit Falschbehauptungen gegen meine eingangs erwähnte Kollegin, die 

lange vor seiner Zudringlichkeit sein Promotionsangebot abgelehnt hatte, instru-

mentalisierte, bei Gericht komplett unterlegene Universität Tübingen, auf die der 

Präsident der Universität Bamberg am 03.03.2015 verwiesen hatte, verhindert die 

längst fällige Konsequenz nach § 12 (1) 1. BeamStG, was sich wohl kaum anders 

als mit ihrer Blamage vor Gericht erklären lässt. Sie hat den Dr.-Titel trotz der in 

Hamburg und Tübingen abgegebenen falschen eidesstattlichen Versicherungen des 

Plagiators GH und trotz mehrerer Aufforderungen seit 2014 sowie trotz des erwähn-

ten Schreibens des Präsidenten der Universität Bamberg vom 03.03.2015 noch im-

mer nicht entzogen, obgleich ein Verstoß gegen die Zulassungsvoraussetzungen zur 

Promotion nicht verjährt (siehe den Link am Ende dieses Berichts).  

15. Prozessiererei von GH auch gegen andere: 

a. Sein rechtskräftig verurteilter Betrug beim Kauf einer Eigentumswohnung: 

Aus den Akten, die er auf meine Aufforderung, sie aus meinem Haus abzuholen, 

am 05.08.2011 geantwortet hatte, ich könne sie ruhig weitergeben, geht hervor, dass 

er bereits 1983 einen Prozess verloren hat, als ihm nachgewiesen worden war, dass 

er als Assistent an der Universität Münster den Verkäufer einer hinter meinem Rü-

cken zur Vermietung an eine für eine alsbald von einem anderen geschwängerte 

Studentin gekaufte Eigentumswohnung betrogen hatte. 

b. Sein in beiden Instanzen verlorener Prozess gegen einen Hochschullehrer: 

In ihrem Buch von 2017 „… damit leben lernen?“ Düren: Shaker Verlag, zur Lei-

densgeschichte von Prof. Dr. Dr. h.c. Decker-Voigt erwähnt Mechthild Rex-Najuch 

das Urteil des OLG Hamburg (Az. 7 U 26/14 – 324 O 364/11), demzufolge der 

Plagiator gegen Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Decker-Voigt prozessiert und verloren hat.  

Mechthild Rech-Najuch führt auf S. 337 f. zu den ergaunerten Titeln des Plagiators 

und seinem bundesweit bekannten Streit mit seinem Rektor aus:  

„Der Autor der Magisterarbeit ist als immatrikulierter Student nicht nachweis-

bar. Dafür ist belegt, dass die Arbeit zu mehr als geschätzt 80 Prozent der ein-

gereichten Studienergebnisse und Synopsen Plagiate aufweist… Eingereicht 

hat er diese frei im akademischen Luftraum schwebende Magisterarbeit dann 

als seine weitere Dissertation in Psychologie an der Uni Tübingen, was die Vo-

raussetzung war für die Berufung an die Bayerische Universität, an der er sich 

für Erziehungswissenschaft bewarb, nicht für Psychologie. Denen, die ihn be-

rufen haben, ist dies schlecht bekommen: Weil sich der neue Kollege, mein heu-

tiger Verfolger, sofort mit Recherchen der Qualifikationen des Rektors annahm, 

um ihn zu verklagen. Erfolglos. Die Angegriffenen behielten ihr Amt, aber die 

Jahre Nervenkrieg hatten in seiner Umgebung beruflich und in der Familie Fol-

gen … ziemlich fürchterliche. Eben peritraumatische. Na ja, der Krieg gegen 

den Bayerischen Hochschulrektor wäre schneller zu Ende gewesen, wenn die 

Bayern auch nur diese eine Dissertation überprüft hätten - eine von dreien.“ 

Laut Rex-Najuch (2017, S. 387) hat die Generalstaatsanwaltschaft Hamburg im 

März 2011 festgehalten:  

https://www.gesetze-im-internet.de/beamtstg/__12.html
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„Die Vielzahl und Art der Eingaben des Anzeigenden an die Staatsanwalt-

schaften und an andere Behörden lassen erkennen, dass es dem Anzeigen-

den nicht darum zu tun ist, seine vermeintlich berechtigten Interessen zu 

verfolgen, sondern staatliche Institutionen für seinen persönlichen Feldzug 

gegen den Beschuldigten zu instrumentalisieren.“ 

c. Sein Verfahren gegen den Psychiater wegen dessen von der Justiz angeord-

neten Vernehmung: 

Der von dem Täter GH ebenfalls gestalkte renommierte Facharzt für Neurologie 

und Psychiatrie, jahrzehntelanger Gerichtsgutachter für Psychiatrie und Landesme-

dizinaldirektor, hält den Täter wegen seiner auch von diversen Polizeibeamten 2017 

bei Gericht vorgelegten Aussagen für einen „armen Menschen“ und hat bereits am 

30.06.2016 und nochmals am 08.02.2020 eine psychiatrische Untersuchung ver-

langt. Vergebens. Der Täter hatte am 07.11.2015 den Psychiater aufgesucht, der auf 

Anordnung des Polizeipräsidiums als Zeuge zahlreicher Delikte eine Stellung-

nahme abgegeben hatte, und ihn um eine ehrliche Einschätzung gebeten. Als der 

Psychiater sie ihm genannt hatte, hatte ihn GH angezeigt. In Nordrhein-Westfalen 

muss einer Klage ein Schiedsverfahren vorausgehen. Zu diesem kam am 

26.10.2016 GH mit seinem immer gleichen Anwalt und der Psychiater mit mir als 

Begleitperson, da ich die Sophistik meines Bruders am besten kenne. Der Psychia-

ter hat jegliche Änderung seiner Zeugenaussage abgelehnt, da er den Täter hinrei-

chend lange beobachtet und sein Schreiben so abgefasst hatte, wie er als Gerichts-

gutachter seine Gutachten formuliert hatte. In seinem Berufsleben hatte er erlebt, 

wie gefährlich ein Mensch mit der von ihm beobachteten Verhalten des GH ist. Z. 

B. hatte der von diesem angeheuerte, über 190 cm große Hüne mit kahlrasiertem 

Schädel und Ring in einem Ohr nach tagelanger Observation meiner Wohnung end-

lich das Kommen meiner Besucherin bemerkt, war sofort in mein Haus eingebro-

chen und hatte zuerst meine in einen Raum geflüchtete Besucherin derart angegrif-

fen, dass sie lange Zeit Schmerzen hatte, und dann mich im Flur meines Hauses so 

zusammengeschlagen, dass mich der herbeigerufene Arzt bewusstlos und aus Hän-

den und Kopf blutend am Boden liegend vorgefunden hatte. Es existiert ein Foto, 

auf dem der Auftraggeber des Einbruchs GH grinsend zuseht, wie mich der von 

ihm beauftragte und teuer bezahlte Hüne zusammengeschlagen hatte. Einbrüche 

und Gewalttätigkeiten begingen dieselben Personen auch am 20.05.2015, so dass 

die Notfallklinik aufgesucht werden musste.  

Unter diesen Umständen hielt es der Psychiater für besser, die Unterlassungserklä-

rung mit dem handschriftlich vom Anwalt des Klägers eingetragenen Vermerk, dass 

er alle seine Angaben gegenüber Gerichten, Polizeidienststellen, Staatsanwalt-

schaften im Rahmen einer zeugenschaftlichen Vernehmung aufrechterhalten werde, 

zu unterschreiben, weil damit einerseits der Forderung des Aggressors Genüge ge-

tan und die Gefahr seiner Gewalttätigkeit reduziert werde und weil andererseits eine 

solche Unterlassungserklärung das Gegenteil ihres Zwecks besagt. Die Kosten von 

220 € habe ich übernommen und dem m. E. hochgradig gefährlichen Täter sogar 

200 € bezahlt, um ihn ruhig zu stellen.  

Am 14.12.2016 erklärte der Psychiater, dass aus seiner „Unterlassungserklärung“ 

zu ersehen sei, dass er vor Gericht und anderen amtlichen Stellen betone, dass alle 
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genannten, am 4.7.2011 auf Verlangen der Justiz getätigten Aussagen zuträfen und 

ich die Kosten übernommen habe, wie im Schiedsverfahren ausdrücklich vereinbart 

worden sei und durch meine Quittung bewiesen werde.  

„Wie aus meiner Unterlassungserklärung vom 26.10.2016 zu ersehen, be-

kräftige ich vor Gericht und anderen amtlichen Stellen, dass alle genannten 

Aussagen zutreffen. Die Kosten hat Prof. Dr. Dr. Karl Hörmann übernom-

men, wie im Schiedsverfahren ausdrücklich vereinbart worden war und 

durch die Quittung bewiesen wird.“ 

Es hat sich allerdings herausgestellt, dass das Kalkül des Anwalts und seines Man-

danten aufgegangen ist: Alle Gerichte – so auch das OLG Hamm in seinem Urteil 

vom 05.12.2023 – ignorieren den handschriftlichen Eintrag, der überdeutlich be-

sagt, dass der Psychiater als jahrelanger, zur Wahrheit verpflichteter Gerichtsgut-

achter alle seine der Polizei geschriebenen Punkte seiner Zeugenvernehmung vom 

04.07.2016 gemäß seiner vom Polizeipräsidium Münster am 21.12.2011 bestätigten 

Aussage vom 18.12.2011 vollumfänglich aufrecht erhält.  

Hier die Erklärung des Nachbarn vom 24. Mai 2016: „Hiermit erkläre ich zu dem 

von der Polizei festgestellten Einbruch in die Gievenbecker Reihe 138 vom 6. No-

vember 2015, dass ich nach meinem Anrufen der Polizei von meinem Wohnhaus 

aus den seit dem 1.4.2015 rechtmäßig gemeldeten Wohnungsinhaber Prof. Karl 

Hörmann im Hausflur am Boden liegend gesehen hatte und zwar teilweise auf dort 

abgestellten Gegenständen, an denen er sein Handgelenk verletzt hatte. …Vor mei-

nem Versuch, Hilfe zu leisten, war er jedoch aufgestanden und hatte mit der Be-

gründung, keine Schmerzen zu haben, abgewiegelt. Sein Bruder Prof. Georg Hör-

mann, der selber Arzt und Diplom-Psychologe ist, stand mit einem weiteren Herrn 

zusammen vor dem Hauseingang und beobachtete unbeteiligt das sich im Hausflur 

abspielende Geschehen. Dort hatte ich den bulligen Herrn, der sich mir später als 

Bekannten von Georg Hörmann ausgegeben hatte, und die Besucherin und frühere 

Bewohnerin, die ein Foto hergestellt hat, gesehen. Sie hat ihrer Aussage nach beo-

bachtet, wie der bullige Herr den Wohnungsinhaber niedergeschlagen hatte und 

dass Karl Hörmann bis zu meinem Eintreffen bewusstlos am Boden lag. Sie war 

Zeuge, dass sein Bruder dies grinsend mitangesehen hat; sein Grinsen ist auf dem 

Foto deutlich zu erkennen. Am Freitagmorgen, den 20. Mai 2016, habe ich ein Boh-

ren an der Wohnungstür gehört und war dann dorthin gegangen. Dort habe ich 

einen Herrn vor der Haustür stehen gesehen und beobachtet, wie Georg Hörmann 

und jener bullige Herr vom 6.11.2015 zusammen mit zwei Polizisten und dem Woh-

nungsinhaber Karl Hörmann ins Haus gegangen waren und darin verschwanden.“ 

16. Hier der leicht gekürzte Bericht des Nachbarn vom 05.02.2017 

über seine jahrelangen zufälligen Beobachtungen des rachsüchtigen 

Aggressors:  

Bericht des Arzts über seine jahrelangen zufälligen Beobachtungen von GH 

http://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf
http://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf
http://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf
https://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf
https://www.bkmt.de/Nachbar-Erklaerungen-seit-2011-reduziert.pdf
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Über die dort gezeigten Fotos und Aufnahmen der vom AG genehmigten Überwa-

chungskamera liegen allein für 2017 folgende Belege vor: 

26.1.2017: Fotos der gestohlenen Innenkameras. 

27.1.2017: Fotos der wieder gekauften, abgerissenen und gestohlenen Innenkameras. 

1.2.2017, 10:48: Die Überwachungskamera zeigt seinen Rechtsanwalt mit dessen Mandantin 

beim Lesen des an der Innenseite der gläsernen Haustür angebrachten Betretungsverbots. 

13.2.2017: Beide grüßen zur Überwachungskamera hin. 

14.2.2017: Der Stalker und sein Anwalt sowie der Nachbar als Zeuge vor der Haustür des Klägers. 

14.2.2017, 17:49: Foto von den Stellen der abgerissenen und gestohlenen Alarmmeldern. 

14.2.2017, 18:30: Anstelle eines gestohlenen Alarmmelders ein neu angebrachter Alarmmelder. 

5.3.2017, 15:07: Der brutale Schläger vom 6.11.2015 und Einbrecher vom 6.11.2015 und 

20.5.2016 fordert Einlass in die Wohnung. Der Schläger filmt ohne mein Wissen meine Abwehr. 

Die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren gegen den Schläger am 17.3.1017 eingestellt. 

9.3.2017: Das Foto zeigt den Stalker GH bei seiner Verfolgung der Umzugsleute von meiner 

Wohnung zum Recyclinghof und zurück. Das Foto stammt von einer am Umzug beteiligten Zeu-

gin. 

11.3.2017: Die Fotos zeigen den Stalker bei seiner Verfolgung der Umzugsleute von meiner 

Wohnung zum Recyclinghof und zurück.  

Am 13.3.2017 hatte der Stalker vier Angestellte der Umzugsfirma mit Lügen und Beschimpfun-

gen am Arbeiten gehindert, bis ihm der gekommene Polizeioberkommissar einen weiteren 

Platzverweise erteilt hatte. Seinen Platzverweis hatte der Polizeioberkommissar gegenüber dem 

gegnerischen Anwalt und meiner Anwältin ausführlich begründet. 

24.4.2017 Die Überwachungskamera zeigt den Stalker GH und seine Frau beim Entfernen des 

Aushangs von der Innenseite meiner gläsernen Hauseingangstür. 

1.5.2017 Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker GH und drei Unberechtigte beim Hausfrie-

densbruch. 

3.5.2017, 10:12 Uhr: Das Überwachungsvideo zeigt die gerufene Polizei. 

3.5.2017, 17:02 – 17:18 Uhr: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte 

bei ihrem Hausfriedensbruch. 

3.5.2017: Das Foto zeigt in der rechten Hand des Stalkers meine mir gestohlene Post. 

13.5.2017 Sein Anwalt spioniert wieder und fotografiert wieder trotz Betretungsverbots seit sei-

ner Ruhestörung am Sonntagabend 6.9.2015. 

17.5.2017, 22:10: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und eine Unberechtigte beim Haus-

friedensbruch 

23.5.2017, 8:51 Uhr: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und einen Unberechtigten beim 

Hausfriedensbruch 

23.5.2018: Foto von der leeren Stelle des entfernten und gestohlenen Alarmmelders Gigaset. 

4.6.2017, Pfingstmontag 21:21: Foto von dem Überfall des nachweislichen Gewalttäters GH auf 

die mit Lug und Trug zur Räumung gezwungene rechtmäßige Mieterin.  

5.6.2017, 15:02-15:19: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit Schlagstock und Rucksack. 

7.6.2017, 15:09-16:27: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit Schlagstock und Rucksack. 
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18.6.2017, 19:14-19:25: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit Schlagstock und Rucksack. 

20.6.2017, 12:07-12:30: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch. 

20.6.2017, 12:14: Seine Frau fotografiert mich trotz meines Protests und verstößt damit gegen 

mein Recht am Bild. 

30.6.2017, 22:13-22:17: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und einen Unberechtigten 

beim Hausfriedensbruch. 

30.6.2017, 22:31-22:35: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und einen Unberechtigten 

beim Hausfriedensbruch nochmals und diesmal mit einem Rucksack. 

30.6.2017, 22:38: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker beim Entdecken seines Diebstahls. 

30.6.2017: Foto von den abgerissenen und gestohlenen Bewegungsmeldern. 

30.6.2017: Foto von dem gestohlenen, auf der Flucht im Bad vergessenen Repeater zur Fritz-

Box. 

30.6.2017: Foto von einem in der Garage eingesteckten weiteren Repeater zur Fritz-Box. 

5.7.2017 Sein Anwalt spioniert und fotografiert trotz Betretungsverbots seit seiner Ruhestörung 

am Sonntagabend 6.9.2015 abermals. 

6.7.2017, 17:47: Das Überwachungsvideo zeigt die Drohung des mir unbekannten Einbrechers 

in Mimik und Körperhaltung in Richtung Überwachungskamera 

6.7.2017, 17:49-18:10: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit einem Rucksack. 

6.7.2017, 18:04: Das Überwachungsvideo zeigt meinen vergeblichen Versuch, in meine Woh-

nung zu gelangen. Die Haustür war von innen versperrt. Man hört, wie ich vergebens „Aufma-

chen“ rufe. 

6.7.2017, 18:10: Das Überwachungsvideo zeigt, dass der Einbrecher, der mir einen falschen Na-

men gesgt hatte,  handgreiflich gegen mich geworden war. 

14.7.2017, 20:43-20:52: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit einem Rucksack. 

14.7.2017, 20:55: Das Foto zeigt die Stellen der wieder abmontierten und gestohlenen Bewe-

gungsmelder. 

17.7.2017 Das Überwachungsvideo zeigt das vom Stalker veranlasste Kommen der Leiterin der 

Bezirksverwaltung West und meiner Anwältin. Obgleich ich die Darlehenszinsen, Erbpacht, 

Grundbesitzabgabe, Stadtwerke usw. seit 2007 vollständig allein bezahlt hatte, konnte ich mein 

Nutzungsrecht nach meinem Einzug am 22.4.2015 nicht ausüben. Die zur Überprüfung des 

Wohnverhältnisses gekommene Leiterin der Bezirksverwaltung und meine Anwältin, Frau Rem-

mers und Frau RAin Schuster, hatten gesehen, wie ich bei jedem Verlassen meiner Wohnung 

mein Bettzeug und meiner Lebensmittel in die feuchte Garage mit dem von dem Stalker rampo-

nierten Garagentor deponieren musste. Auch das hat die Überwachungskamera dokumentiert. 

Der Nachbar hat beobachtet, wie der Stalker GH den Busch vor meiner Haustür zerstört und mit 

Gewalt das Garagentor demoliert hatte. Zu der Garage hatte er keinen Schlüssel. Laut Urteil 

vom 30.3.2018 durfte er sie nicht betreten. 

Dass ich rechtmäßig gemeldet war, hat die Leiterin der Bezirksverwaltung West auf dem Stalker 

bestätigt. Sie hat bei ihrer Überprüfung am 17.7.2017 zusammen mit meiner Anwältin R. Schus-

ter mit eigenen Augen gesehen, dass das gesamte Haus ausgeräumt und alles Lebenswichtige 

wie Essen und Kleidung wegen der ständigen Einbrüche und nicht nachweisbaren Diebstähle 
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nach jedem Verlassen des Hauses in die für den Stalker verschlossene und stark ramponierte 

Garage (siehe eidesstattliche Erklärung des Nachbarn vom 5.7.2016) deponiert werden musste.  

22.7.2017, 13:08-13:28: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte beim 

Hausfriedensbruch mit einem Rucksack. 

22.7.2017, 13:28: Das Foto zeigt den Mercedes des Stalkers mit rotem Anhänger, der die Ein- 

und Ausfahrt versperrt, um mich an der Ausfahrt zu hindern.  

22.7.2017, 13:26: Das weitere Foto zeigt den PkW der Frau des Stalkers GH vor dessen Merce-

des.  

22.7.2017, 13:46: Das dritte Foto zeigt den Mercedes des GH vor meinem Haus. 

Den gesamten August 2017 war die Überwachungskamera funktionsuntüchtig gemacht wor-

den.  

Das Foto zeigt das ständig abgerissene und neu angebrachte Hausverbot für alle von GH ange-

stifteten Personen. 

1.9.2017, 18:09—18:18: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und einen Unberechtigten 

beim Hausfriedensbruch mit einem Rucksack. 

1.9.2017, 18:35—18:42: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Unberechtigte 

beim Hausfriedensbruch mit einem Rucksack. 

1.9.2017, 18:42: Das Überwachungsvideo zeigt die Einbrecherin beim verbotenen Fotografie-

ren. 

7.9.2017, 18:14-18:20: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und einen Vermummten beim 

Hausfriedensbruch mit einem Rucksack 

7.9.2017, 18:34-18:35: Das Überwachungsvideo zeigt das leider zu späte Eintreffen von zwei 

Polizeibeamten.  

13.10.2017, 17:36-17:48: Das Überwachungsvideo zeigt den Stalker und zwei Einbrecher. Im 

Haus hatten sie Einblick in den dem Stalker verbotenen Garten und die dort arbeitende zu Un-

recht zur Räumung gezwungene rechtmäßige Mieterin bemerkt und sie beschimpft. 

13.10.2017, 17:49: Die Fotos zeigen den auch anwaltlich bezeugten Gewalttäter GH bei seinem 

anschließenden Einbruch in den hinteren Garten und beim Töten eines Igels. Sie zeigen den 

Stalker bei seinem Überwinden der Reisighaufen, so dass sich die Verfolgte wie schon so oft in 

die Garage geflüchtet und dort eingeschlossen hatte.  

13.10.2017, 18:33: Beim Betreten meiner Wohnung hatte ich Gas- bzw. Chemiegestank be-

merkt. Mein Schreiben vom 14.10.2017 an das AG war wieder erfolglos. 

Sämtliche aus dem tagtäglichen Terror des notorischen Stalkers und anwaltlich be-

zeugten Gewalttäters GH entstandenen immensen Kosten für Abschleppdienste, 

Überwachungskameras, immer wieder erneut gestohlene Bewegungsmelder, wei-

tere Diebstähle und kostspieligen Sabotagen innerhalb und außerhalb des Hauses 

hatte ich allein getragen und mit keinem Cent ersetzt erhalten. Hinzu waren be-

trächtliche Anwalts- und Gerichtskosten gekommen. Damit hatte sich der Schaden 

durch die drei Jahre lang entgangene Miete beträchtlich erhöht. 

17. Zu der auf den Filmen zu sehenden Frau: 

Die auf den Filmen der Überwachungskamera immer wieder zu sehende Frau des 

Stalkers schloss stets mein Haus auf und zu, obgleich sie dazu keinerlei Berechti-

gung besessen und gegen mein ausdrückliches Betretungsverbot, das sie namentlich 
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benannt hatte, verstoßen hatte. Sie hatte sich in ihren vorliegenden Schreiben nach 

Bamberg von 1999 als seine Ehefrau ausgegeben, obgleich sie ihn erst Ende 2012 

heiraten konnte. Seiner Aussage zufolge hat sie weder eine Hochschule besucht 

noch eine Berufsausbildung absolviert. Allen Ernstes hat sie mich bereits 2004 ver-

klagt, jedoch derart gelogen, dass ihre Klage abgewiesen worden war. 2016 wollte 

sie gar Schmerzensgeld für eine von mir zitierte Äußerung ihres Ende 2012 gehei-

raten Ehemanns GH, die dieser, der ständig leugnet und andauernd der Lüge über-

führt werden muss, abgestritten hat. Das begehrte Schmerzensgeld wurde ihr laut 

Urteil vom 24.03.2017 verwehrt.  

Die von dem Stalker abhängige Angestellte, die er mit meiner gefälschten Unter-

schrift in der Endphase ihrer Dissertation bei ihm als Doktorvater zum überteuerten 

Kauf der mir gehörenden Wohnung genötigt hatte, hatte mir am 09.06.1999 ge-

schrieben:  

„Vielleicht können Sie in etwa nachvollziehen, zu welchen verbalen Atta-

cken, infamsten Unterstellungen und regelrechten Lügen (Telefonterror, 

Belästigungen) diese Frau in der Lage ist.“  

Am 19.02.2000 hat sie mitgeteilt, der als C-Professor hochbezahlte Stalker  

„würde nunmehr Privatkredit bei dieser Frau nehmen… Diese Angaben ste-

hen in äußerst krassem Gegensatz zu seinen bisherigen Mitteilungen: Dem-

nach ist Frau …, Heilpraktikerin in Münster, eine finanziell äußerst unter-

stützensbedürftige Frau, mit geringem Einkommen etc. Nach seiner eigenen 

Aussage hat sie beispielsweise die Wohnung in Münster als Geschenk er-

halten.“  

Es handelt sich um die unter 11a erwähnte Wohnung, für die er den geforderten 

Verkaufspreis nicht bezahlen wollte, so dass der Verkäufer klagen musste und laut 

Urteil vom 29.02.1984 gegen GH zu 100 % gewonnen hatte.  

In einem weiteren Schreiben vom 28.12.1999 aus Bamberg heißt es zu seiner Ende 

2012 geheirateten Frau: Sie hat  

„von Georg einen Ordner mit vertraulichen Briefen aus seinem Regal ent-

wendet (seine Aussage) und diese pointiert an … gesandt. Georg behauptet, 

dagegen machtlos zu sein.“  

Der Stalker hatte sich auch seiner Sekretärin gegenüber angebiedert und sie geduzt. 

Seine Angestellte, die bei seiner Bewerbung in Bamberg als einzige der Studieren-

den für ihn gestimmt hatte, hatte ihm am 08.01.1998 geschrieben:  

„Ich habe langsam nicht nur Sorge, sondern zunehmend Angst um Dich und 

Deine persönliche Entwicklung. Was treibt Dich so in die Enge, in Vorur-

teilshaltungen und dauernde Verdachtsmomente. Wir stehen alle loyal zu 

Dir – allerdings fällt dies bei menschlichen Umgangsformen erheblich 

leichter.“  

Ihre „Sorge“ bestätigt die 2011 von einem Chefarzt für Psychiatrie festgestellte Er-

kenntnis, derentwegen der eingangs zitierte Psychiater eigenständig zur gleichen 
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Einschätzung gekommen war und am 04.07.2016 und später nochmals die psychi-

atrische Untersuchung von GH gefordert hatte.  

In einem weiteren Schreiben der von dem Stalker drangsalierten Angestellten in 

Bamberg heißt es:  

„Georg braucht wohl keine Strafe – diese Partnerin sorgt für genügend Häß-

lichkeiten.“ 

18. Weitere Belege für die dreiste Lügerei des GH: 

Dass der Verleumder und Plagiator meiner Schriften skrupellos lügt, belegen seine 

zahlreichen Prozesse und allesamt abgewiesenen Strafanzeigen gegen mich. Doch 

versucht er auch andere zum Lügen anzustiften. Das zeigt das Schreiben seines 

Hausverwalters, der 2016 aus Bamberg zum Prozess nach Münster anreisen musste 

und als Zeuge vernommen worden war; am 11.06.2015 hat sich dieser gegen eine 

falsche Zeugenaussage, zu der ihn der Verleumder anzustiften versucht hatte, ver-

wahrt. Er ließ sich nicht zwingen, eine Aussage zu machen, die nicht stimmt. 

Bezeichnenderweise enthält der 2019 unter den Namen Wilhelm Körner / GH her-

ausgegebene Band „Staatliche Kindeswohlgefährdung?“ von GH keinen Beitrag, 

wie das Inhaltsverzeichnis belegt. Die von socialnet behauptete und im Autoren-

verzeichnis unter der Privatadresse des mit „Prof. Dr. mult.“ bezeichneten GH an-

gegebene „Rechtspsychologische Gemeinschaftspraxis“ gibt es nicht. Das Bezirk-

samt West der Stadt Münster hat ihm bereits 2019 seine Werbung für seine angeb-

liche rechtspsychologische Gemeinschaftspraxis untersagt, was ihn nicht daran hin-

dert, im Internet weiterhin die Behauptung zu belassen, Dr. Wilhelm Körner sei in 

seinem Haus Von-Esmarch-Str. 115 zu finden: siehe hier und auch hier.  

19. Zur unverständlichen Nachsicht der Justiz mit GH: 

Dass GH mir als seinem einzigen und älteren Bruder, dem er so unendlich viel zu 

verdanken hat und der eigens seinetwegen sein geliebtes Freiburg und seine dorti-

gen hochdotierten Posten aufgegeben hatte, seit mehr als einem Jahrzehnt den Le-

bensabend verleidet, nur weil ich mich 2010 für eine Frau eingesetzt hatte, die auf 

ihrem Selbstbestimmungsrecht bestanden hatte, dürfte das nach wie vor virulente 

und offensichtlich auch von der Justiz verharmloste Problem des Sexismus in un-

serer Gesellschaft beleuchten. Symptomatisch für die glimpfliche Behandlung von 

GH kann sowohl das Urteil des LGs Münster vom 27.05.2021 als auch das am 

04.01.2024 zugestellte Berufungsurteil des OLGs Hamm vom 05.12.2023 herange-

zogen werden. Auf den Antrag, die von GH angebotene Beweisaufnahme aufzu-

nehmen, sind beide Gerichte in ihrem Urteil nicht eingegangen, obgleich der zur 

Schmerzensgeldzahlung verurteilte Berufungskläger GH an seiner Schmähung wie 

immer uneinsichtig festhielt. Nicht einmal einen Monat vor dem Urteil der 1. In-

stanz behauptet er zu dem Cover der Zeitschrift „Musik-, Tanz- & Kunsttherapie“ 

(MTK), Ausgabe 2020-2“,  

• das Titelbild, ein Gemälde von 1909/1910, trage den Namen „Nackttanz nackter 

Frauen“,  

https://www.beltz.de/fileadmin/beltz/inhaltsverzeichnisse/978-3-7799-3969-6.pdf
https://www.socialnet.de/rezensionen/26271.php
https://muenster.stadtbranchenbuch.com/8805196.html
https://www.bundes-telefonbuch.de/muenster/firma/hoermann-georg-prof-dr-dr-arzt-koerner-wilhelm-dr-psychotherapeut-bvg1058242819
http://www.bkmt.de/Protest-wg-Verunglimpfung_der_Tanztherapie.pdf
https://www.psychologie-aktuell.com/journale/mtk/bisher-erschienen.html
https://www.psychologie-aktuell.com/journale/mtk/bisher-erschienen.html
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• das Titelbild habe der Herausgeber ausgewählt; der Verlag habe es übernom-

men, 

• dieses Bild beweise die Tätigkeit von Tanztherapeutinnen als Nackttänze-

rinnen.  

• Allen Ernstes versteigt er sich zu der Behauptung, jeder seriöse Tanzwissen-

schaftler könne bezeugen, dass solche angeblichen Nackttänze nicht in Musik-

hochschulen oder renommierten Opernhäusern aufgeführt werden, sondern 

höchstens in einschlägigen sog. (tanz)therapeutischen Etablissements. 

Der Hersteller der Druckvorlagen für die Zeitschrift „Musik-, Tanz- & Kunstthera-

pie“ (MTK) hat dem Landgericht am 04.03.2021 bescheinigt, 

dass allein der Verlag für die Bilder verantwortlich ist, „aus 

denen eine Bildstrecke für den Inhalt zusammengestellt und 

das Titelmotiv gewählt wird. Der Herausgeber oder die jewei-

ligen Gastherausgeber sind bei diesem Prozedere in keiner 

Weise beteiligt. Sie bekommen den fertigen Titel erst zu Ge-

sicht, wenn das Heft gedruckt vorliegt.“ 

Wenngleich man meinen sollte, dass nur ein Ahnungsloser in 

Sachen Bildender Kunst auf den abstrusen Gedanken kommt, 

dieses weltberühmte Gemälde von Henri Matisse „La Danse“ 

II von 1909/1910 laute „Nackttanz nackter Frauen“ und beweise die Tätigkeit von 

Tanztherapeutinnen als Nackttänzerinnen, so war doch der Antrag vergebens, den 

Verleumder zu verpflichten, einen Beweis für seine angeblich leicht zu erfüllende, 

wohl kaum noch überbietbare diffamierende Unterstellung anzutreten. Man könnte 

sich darob wundern. Doch war schon 2016 und 2018 die Forderung eines Psychia-

ters nach einer psychiatrischen Untersuchung des Stalkers vergebens.  

Welchem freiberuflich tätigen Opfer eines hochbezahlten beamteten Stalkers ist es 

angesichts der Verharmlosung derart krasser Diffamierungen trotz der weltweiten 

MeToo-Bewegung und der Missbrauchsprozesse in Münster noch zumutbar, sich 

vertrauensvoll an die Justiz zu wenden?  

Somit versichere ich als C4-Professor mit dem Lehrgebiet Tanztherapie und als 

Vorsitzender der Wissenschaftlichen Gesellschaft und des Berufsverbands für 

künstlerische Therapien g.e.V. aus meinen jahrzehntelangen Beobachtungen der 

Tanztherapie im In- und Ausland und aufgrund meiner Kenntnis der Richtlinien zur 

Ethik künstlerischer Therapien und ihrer übergeordneten Organe im Gesundheits-

wesen, dass Tanztherapie nicht in solchen Etablissements stattfindet und das es kei-

nen Tanzwissenschaftler gibt, der die Behauptung des Verleumders bezeugen kann. 

Die gestalkte, im Gegensatz zu ihrem hochbezahlten beamteten Verleumder freibe-

ruflich tätige Tanztherapeutin hat sich noch nie in ihrem Leben an ein Gericht ge-

wandt und erst auf Drängen endlich – nach mehr als acht Jahren - ein Schiedsver-

fahren gegen ihren Stalker seit 2010 eingeleitet. In diesem hatte sie nicht einmal ein 

Schmerzensgeld verlangt, sondern nur darauf bestanden, dass er seine seit vielen 

Jahren widerlichen Lügen unterlässt. Vergebens. Bereits 2013 war die 

https://www1.wdr.de/nachrichten/hohe-haftstrafe-im-prozess-um-missbrauchskomplex-muenster-100.html
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Aberkennung seiner Prozessfähigkeit beantragt. In diesem Verfahren hat er die Un-

terlassung seiner jahrelang verbreiteten widerlichen Schmähungen uneinsichtig ab-

gelehnt. Trotzdem brauchte der Verleumder nur 4,2 % des für seine sexistischen 

Schmähungen vom Amtsgericht Münster am 6.02.2020 errechneten Mindest-

Schmerzensgelds von 13.000 € bezahlen. 

20. Fehlende Einsicht und Pietätlosigkeit von GH 

Die Feststellung, dass dem Verurteilten jegliche Einsicht fehlt, haben in ihren Ein-

satzberichten auch unabhängig voneinander diverse Polizeibeamte bezeugt. Wegen 

der ihm immer wieder erteilten Platzverweise hatte er gegen das Polizeiprä-

sidium Münster geklagt und mit Beschluss des Verwaltungsgerichts vom 

13.07.2017 auch dagegen verloren – Az. 1 L 998/16. 

Selbst die übliche Pietät geht dem notorischen Verleumder ab. Die von mir 

in Auftrag gegebenen Bronzefiguren (Grabplatte, Vase, Kerzenkasten und 

die hier abgebildete Statue) auf dem Elterngrab, das ich regelmäßig gepflegt 

hatte, hat er ohne mein Wissen von dem Grab entfernen und im Garten sei-

nes Eigenheimes neben Spalierobst einbetonieren lassen. Damit hat er seine 

Beerdigung im Familiengrab verwirkt. 

21. Sinnlosigkeit rechtsstaatlicher Mittel gegen den wenigstens wegen 

seiner gravierenden Beleidigungen 2021 rechtskräftig zur Schmer-

zensgeldzahlung verurteilten GH 

Das vom BKT g.e.V. am 01.09.2021 beantragte Schiedsverfahren gegen den am 

27.05.2021 wegen sexistischer Schmähungen verurteilten GH, der auch seine Be-

rufung gegen mich beim OLG Hamm am 05.12.2023 komplett verloren und auch 

den im Berufungsurteil erwähnten BKT g.e.V. massiv verleumdet hat, haben wir 

am 30.12.2021 zurückgenommen, weil ihm mit rechtsstaatlichen Mitteln schwer-

lich beizukommen ist: „Somit halten wir es für sinnlos, dass wir ein Schiedsverfah-

ren gegen ihn mit anschließenden Verfahren vor dem AG und LG durchführen.“ 

Bei dieser Überlegung haben die meist lange Verfahrensdauer seiner Prozesse ge-

gen seinen Universitätspräsidenten in Bamberg und auch das Urteil des OLG 

Hamm vom 05.12.2023 gegen das Urteil des LG Münster vom 27.05.2021 zu der 

eigens knapp gehaltenen Unterlassungsklage eine Rolle gespielt.  

Immerhin hatte er wie gegen seinen Rektor in Bamberg auch gegen mich durch alle 

Instanzen prozessiert und wie dort bzw. in Würzburg und Bayreuth auch gegen 

mich am 04.06.2019 beim Bundesgerichtshof in Karlsruhe endgültig verloren. 

Das hält ihn nicht davon ab, die Justiz für seine Falschbeschuldigungen immer wie-

der erneut einzuspannen, weiterhin zu prozessieren und in öffentlichen Briefen sei-

tenlang Unwahrheiten und widerliche Schmähungen gegen die bis 2010 von ihm 

hochverehrte Frau und gegen ihre Zeugen zu verbreiten. Sein von Falschbehaup-

tungen und Beschimpfungen der Frau, die ihn 2010 abgewiesen hatte und an die er 

laut rechtskräftigem Urteil vom 27.05.2021 wegen sexistischer Schmähungen 

http://bkt.blog.muenster.org/
http://bkt.blog.muenster.org/
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Schmerzensgeld zahlen musste, strotzender „Offener Brief“ vom November 2021 

endet mit seiner Erwartung meines baldigen Tods, den seine zahllosen, nahezu im-

mer verlorenen Prozesse fraglos beschleunigen, zumal ich kriegsbedingt (geb. 

1944) immer kränklich und dementsprechend später eingeschult worden war - ein 

Umstand, den er nutzte, um mich gar zweimal zu veranlassen, ihn per Testament 

1989 und nochmals 2002 als Alleinerben einzusetzen. Anstelle der anhängigen ge-

richtlichen Schritte erscheint es somit besser, zu seinen fortgesetzten öffentlichen 

Lügen und Beleidigungen diese Art der Richtigstellung zu wählen. 

Als er z. B. im weiteren Schiedsverfahren zu diesmal 373 Punkten keine einzige 

seiner Falschbehauptungen und Beleidigungen zu unterlassen bereit war, war die 

Klage beim AG angezeigt. Dieses hat am 29.01.2022 den Streitwert auf 80.000 € 

beziffert und den Antrag auf Herabsetzung auf einen symbolischen Betrag abge-

lehnt, weil es die Beleidigungen des Stalkers für derart gravierend hält. Dank etwa 

für meine lebenslange Fürsorge, derentwegen ich nach Münster gezogen war, und 

Dank für meine immerwährende Nachsicht für seine vielen Betrügereien darf man 

von ihm nicht erwarten.  

Die wenigen Beispiele des erfolgreichen Terrors des Stalkers, wie er seit seiner 

2009 und nochmals 2012 bis zum Bundesverfassungsgericht vergebens initiierten 

Eingaben (Az. 1 BvR 2708/09 vom 18.11.2009 und Az. 1 BvR 1757/11 vom 

05.11.2012) offensichtlich bezeichnet werden darf, und die vorhandene umfangrei-

che Dokumentation seiner zahlreichen verlorenen Prozesse vermitteln einen Ein-

druck von seinem Vorgehen gegen andere, einschließlich seiner Mitarbeiter und gar 

gegen mich als seinen einzigen und älteren Bruder, dem er so unendlich viel zu 

verdanken hat. Dem Undankbaren hatte ich zeitlebens die Verwaltung meines Ver-

mögens anvertraut. Er besaß Vollmacht über meine Konten. 1983 hatte ich ihm den 

Verkauf meines Elternhauses an meinem Geburtsort und den Erlös überlassen und 

hatte ihn testamentarisch als alleinigen Erben eingesetzt. Wie oben erwähnt, wohnte 

er nahezu komplette dreißig Jahre kostenlos in meinem Haus und durfte auch meine 

Garage kostenlos nutzen. Ich musste mich 1988 gegenüber dem Finanzamt recht-

fertigen, warum ich die in seiner Steuererklärung behauptete Miete nicht angegeben 

hatte. Immerhin war seine Lüge leicht zu entlarven. Meine immerwährende Bereit-

schaft, ihm zu verzeihen, hat er schnöde missbraucht und mich gar noch – wie oben 

beschrieben - im Mai 2011 arglistig getäuscht – mit jahrelangen, für meine Kollegin 

und mich ruinösen Folgen.  

Während der Präsident der Universität Bamberg seine Rechtsabteilung beauftragen 

konnte, mussten sowohl die von GH in Bamberg Geschädigte und noch viel mehr 

die von ihm bis 2010 Verehrte und dann „mit abnormen Rechtsverstößen“ (so an 

ihn Rechtsanwalt Herfeld am 17.06.2011) Verfolgte diverse Anwälte finanzieren. 

Ihren Verleumder haben seine Niederträchtigkeit trotz des erwähnten Urteils zu sei-

nem die Geldforderung des BKT g.e.V. betreffenden, am 08.07.2020 verlorenen 

http://www.bkmt.de/aus_dem_Beschluss_zu_80000.pdf
http://www.bkmt.de/aus_dem_Beschluss_zu_80000.pdf
http://www.bkmt.de/AG%2029.1.22%2080.000.pdf
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Verfahren und auch die jahrelangen diversen Verfahren gegen die von ihm instru-

mentalisierten diversen Instanzen nichts gekostet. 

22. Weitere für seine Bewerbungen genutzte Anmaßungen 

Übrigens beinhaltet der wie die Plagiierung meiner Schriften in seiner zeitgleich 

und mit falscher eidesstattlicher Versicherung in Hamburg und Tübingen einge-

reichten Qualifikationsarbeiten ebenfalls unter dem Namen von GH herausgege-

bene Band „Musiktherapie aus medizinischer Sicht“ von 1988, wie dort zu jedem 

Autor angegeben, Referate auf dem von Karl Hörmann 

• im Institut für Musikpädagogik der Universität Münster veranstalteten Sympo-

sium vom 17.-19.10.1986 in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Musik-

pädagogik e. V. (GMP) und 

• in der Deutschen Sporthochschule Köln veranstalteten Symposium vom 3.-

6.12.1987 in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Musikpädagogik e. V. 

(GMP) und mit Musik- und Tanztherapie g.e.V. (MTT). 

Die übrigen Referate sind herausgegeben von Karl Hörmann: 

• Musik- und Kunsttherapie. Regensburg: Bosse-Verlag 1986 

• Musik- und Tanztherapie. Münster: Ferdinand Hettgen Verlag 1988 

Mit der Organisation dieser Symposien hatte GH nichts zu tun. 

23. Gesundheitliche Folgen des seit 2010 andauernden Terrors: 

Die gesundheitlichen Folgen hat sogar das OLG Hamm in seinem Urteil vom 

05.12.2023 geradezu überdeutlich vermerkt, obgleich es nur erkennen musste, dass 

die von dem abgewiesenen einstigen Verehrer in scheußlichster Weise verun-

glimpfte Frau und auch ich, von dem er 60.000 € gefordert hatte, zur Verhandlung 

nicht erschienen waren. Es sei daher aus dem Schreiben meines gegen ihn erfolg-

reichen Rechtsanwalts, der von dem Stalker in einem direkt an ihn gerichteten Brief 

übelst beschimpft worden ist, zitiert:  

„Aus meiner Sicht hat Ihre Gesundheit (und auch die von Frau …) durch 

die Rechtsstreitigkeiten bereits schweren Schaden genommen und würde bei 

weiteren Rechtsstreitigkeiten wahrscheinlich weiteren Schaden neh-

men.“Wie oben beschrieben, habe ich auf eine Anzeige des Stalkers wegen 

seiner krassen Lügen im Bundesanzeiger 2016 in der Hoffnung auf Ende 

des Terrors verzichtet und meine Unterlassungsklage zu 373 öffentlichen 

Falschbehauptungen, die das Gericht selbst auf meine Beschwerde hin bei 

der Einstufung auf einen Streitwert von 80.000 € belassen hatte, ebenso we-

nig verfolgt wie der BKT g.e.V. sein beantragtes Schiedsverfahren gegen 

den Verleumder. Gleichwohl ist damit zu rechnen, dass GH seine Verfol-

gungswut fortsetzt. Anlässlich meines Geburtstags hatte er 2021 seinen „Of-

fenen Brief“ mit dem makabren Wunsch „Requiescat in pacem“ beendet. 

Man sieht, wie recht der Volksmund hat: 



 

37 
 

„Eifersucht ist eine Leidenschaft, die mit Eifer sucht, was Leiden schafft.“ 

24. Die Rechtslage zu seinen m. E. erschwindelten Titeln: 

In der Zeitschrift des Deutschen Hochschulverbands „Forschung § Lehre“ 12/22, 

S. 942-944, schreibt Klaus F. Gärditz, Professor für Öffentliches Recht an der Rhei-

nischen Friedrichs-Wilhelm-Universität Bonn, zur Frage „Was passiert mit Habili-

tation und Beamtenrecht?“ auf S. 943: 

„Ob eine Professorin oder ein Professor anderweitig aus dem Dienst entlassen 

werden kann, hängt davon ab, ob beamtenrechtlich die Beamtenernennung mit un-

lauteren Mitteln erreicht wurde. Eine Ernennung ist mit Wirkung für die Vergan-

genheit zurückzunehmen, wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Beste-

chung herbeigeführt wurde (§ 12 Abs. Nr. 1 Beamtenstatusgesetz). Die Rechtspre-

chung versteht unter arglistiger Täuschung „jedes Hervorrufen oder Aufrecht-

erhalten eines Irrtums bei einem bei der Ernennung maßgeblich beteiligten Be-

diensteten der Ernennungsbehörde in dem Bewusstsein zu verstehen, diesen durch 

die Täuschung zu einer günstigen Entschließung zu bestimmen.“ Unrichtige Anga-

ben sind stets eine Täuschung (OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. V. 26.2.2020 – 

6 N 1575/ 18, Rn. 10). Arglist meint (zumindest bedingten) Vorsatz und liegt vor, 

wenn die täuschende Person erkennt und in Kauf nimmt, dass bei der Ernennungs-

behörde irrige Vorstellungen über die Ernennung potentiell erhebliche Umstände 

entstehen oder aufrechterhalten werden (BVerwG, v. 20.2.2004 – 1 D 33/02, 

BVerwG120, 33, 51); Sächsisches OVG, Beschl. V. 20.7.2011 – 2 B 45/11, Rn. 7). 

Bei den Mitgliedern der Berufungskommission handelt es sich wiederum aufgrund 

der zentralen Stellung im Berufungsverfahren um an der Ernennung maßgeblich 

beteiligte Amtsträger der Behörde (VG Wiesbaden, Beschl. V. 4.9.2014 – 3 1. 

1272/13 WI, Rn 73 ff.). Die Kommission zu täuschen, ist daher grundsätzlich ent-

scheidungserheblich.“  

§ 12 (1) BeamtStG Rücknahme der Ernennung  

Das Gutachten von Prof. Dr. K. F. Gärditz endet mit: 

„Die wissenschaftliche Redlichkeit ist für ein wissenschaftliches Amt Kardinals-

pflicht. … Täuschende Forscherinnen und Forscher sind daher eher vergleichbar 

mit Staatsanwältinnen und Staatsanwälten, die in ihrem Dezernatsthemenfeld 

Straftaten begehen. Die unredliche Erbringung wissenschaftlicher Leistungen be-

einträchtigt zudem die Chancengleichheit im Berufungsverfahren und entzieht da-

mit anderen Forschungschancen. Entlassung ist daher zwingend geboten.“  

25. Nachweis der Plagiate in der in Hamburg eingereichten Magisterar-

beit und in der in Tübingen zeit- und textgleichen Dissertation des 

GH: 

     https://www.bkmt.de/Handlungsaktivierende_Musiktherapie.pdf 

Man kommt nicht darum herum, über eine Justiz, die derart krasse Verfehlungen 

durchgehen lässt, mit Markus Krall vom 29.9.2025 zu konstatieren: 

„Dazu gehört schon ein absoluter Wille nicht nur zur Rechtsbeugung, sondern 

zum Rechtsbruch. Mit Logik lässt sich das nicht begründen.“ 

https://www.gesetze-im-internet.de/beamtstg/__12.html
https://www.bkmt.de/Handlungsaktivierende_Musiktherapie.pdf
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